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A. Informationen nach § 7 Absatz 1 und 2 Versicherungsvertragsgesetz (VVG)  
in Verbindung mit § 1 Abs. 1 VVG-Informationspflichtenverordnung

1.	� Identität des Versicherers, ladungsfähige Anschrift, 
vertretungsberechtigte Personen

	�� Ihr Versicherer ist die	  
WGV-Versicherung AG	  
Tübinger Straße 55	  
70178 Stuttgart	  
Fax: 0711 1695-1100	  
E-Mail: kundenservice@wgv.de	  
Handelsregister: Amtsgericht Stuttgart HRB 7479

	 Sitz: Stuttgart
	 Vertretungsberechtigte Personen:
	 Vorstand: �Hans-Joachim Haug (Vorsitzender) 	 

Dr. Klaus Brachmann (stv. Vorsitzender)	  
Achim Schweizer

2.	� Hauptgeschäftstätigkeit des Versicherers
	 WGV-Versicherung AG:
	� Betrieb der Haftpflicht-, Unfall-, Kraftfahrt-, Sach-, Rechtsschutz- und 

Krankenzusatzversicherung

3.	� Angaben über das Bestehen eines Garantiefonds oder andere 
Entschädigungsregelungen

	� WGV-Versicherung AG im Bereich der Kraftfahrzeug-Haftpflichtver
sicherung:

	 Entschädigungsfonds für Schäden aus Kraftfahrzeug-Unfällen
	� Verkehrsopferhilfe e.V.	  

Wilhelmstr. 43/43 G	  
10117 Berlin

	� Bei Insolvenz des Kraftfahrzeug-Haftpflichtversicherers kann der Ge-
schädigte seine Ansprüche gegen die Verkehrsopferhilfe e.V. geltend 
machen (§ 12 Abs. 1 Pflichtversicherungsgesetz); der Regress der Ver-
kehrsopferhilfe e.V. gegen den Versicherungsnehmer und die mitversi-
cherten Personen ist auf jeweils 2.500 EUR beschränkt (§ 12 Abs. 6 
Satz 4 Pflichtversicherungsgesetz).

4.	� Allgemeine Versicherungsbedingungen und wesentliche 
Merkmale der Versicherungsleistung

	� Für das Versicherungsverhältnis gelten die Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für die Kraftfahrtversicherung für Fahrzeuge mit 
Versicherungskennzeichen (Moped-AKB) sowie die vereinbarten be-
sonderen Bedingungen und Klauseln.

	� Die wesentlichen Merkmale der Versicherungsleistung, insbesondere 
Angaben über Art, Umfang und Fälligkeit der Leistung des Versiche
rers, ergeben sich aus den vorgenannten Unterlagen sowie den Be-
schreibungen des Versicherungsumfangs.

5.	� Gesamtpreis der Versicherung einschl. aller Steuern und 
sonstigen Preisbestandteilen, zusätzliche Kosten

	�� Die Angaben zur Beitragshöhe und die Zahlungsperiode ergeben sich 
aus dem Produktinformationsblatt bzw. der Tarifauskunft oder dem 
Versicherungsschein. Die gesetzliche Versicherungsteuer ist in den 
Beiträgen enthalten. 

	 Nebengebühren und Kosten werden nicht erhoben.
	� Für die Benutzung von Fernkommunikationsmitteln entstehen Ihnen 

Kosten in Höhe der üblichen Grundtarife.

6.	 Einzelheiten hinsichtlich der Zahlung und Erfüllung
	� Fälligkeit der Einmalprämie:
	� Die Einmalprämie ist unverzüglich nach Abschluss des Versicherungs-

vertrages fällig, nicht jedoch vor dem im Versicherungsschein angege-
benen Versicherungsbeginn.

	� Die Prämie ziehen wir von Ihrem Konto mittels Lastschrift ein.

7.	� Befristung der Gültigkeitsdauer der zur Verfügung gestellten 
Informationen

	� Die Gültigkeitsdauer der vorliegend zur Verfügung gestellten Informati-
onen beträgt vier Wochen.

8.	 Angaben darüber, wie der Vertrag zustande kommt
	� Der Vertrag kommt zustande durch den Antrag des Versicherungsneh-

mers und die Übersendung des Versicherungsscheines durch den Ver-
sicherer.

	� Die Versicherung beginnt entsprechend Ihrer Angabe im Antrag, so-
fern dieser unverändert angenommen wird, frühestens aber am Tag 
nach Antragseingang. Zu diesem Zeitpunkt beginnt auch der Versiche-
rungsschutz.

	 Sie sind an Ihren Antrag zwei Wochen gebunden.

9.	 Bestehen oder Nichtbestehen eines Widerrufsrechts

Widerrufsbelehrung
Widerrufsrecht
�Sie können Ihre Vertragserklärung innerhalb von 14 Tagen ohne Anga-
ben von Gründen in Textform (z.B. Brief, Fax, E-Mail) widerrufen. Die 
Frist beginnt, nachdem Sie den Versicherungsschein, die Vertragsbe-
stimmungen einschließlich der Allgemeinen Versicherungsbedingun-
gen, die weiteren Informationen nach § 7 Abs. 1 und 2 des Versiche-
rungsvertragsgesetzes in Verbindung mit den §§ 1 bis 4 der VVG-Infor-
mationspflichtenverordnung und diese Belehrung jeweils in Textform 
erhalten haben. Zur Wahrung der Widerrufsfrist genügt die rechtzeitige 
Absendung des Widerrufs. Der Widerruf ist zu richten an
�WGV-Versicherung AG	  
Tübinger Straße 55	  
70178 Stuttgart	  
Fax: 0711 1695-1100	  
E-Mail: kundenservice@wgv.de	

Widerrufsfolgen
�Im Falle eines wirksamen Widerrufs endet der Versicherungsschutz und 
wir erstatten Ihnen den auf die Zeit nach Zugang des Widerrufs entfal-
lenden Teil der Prämien, wenn Sie zugestimmt haben, dass der Versi-
cherungsschutz vor dem Ende der Widerrufsfrist beginnt. Den Teil der 
Prämie, der auf die Zeit bis zum Zugang des Widerrufs entfällt, dürfen 
wir in diesem Fall einbehalten; dabei handelt es sich um einen Betrag in 
Höhe von
		�  1/360 der Jahresprämie 	  

gemäß Tarifauskunft bzw. Versicherungsschein
�multipliziert mit der Anzahl der Tage, an denen Versicherungsschutz be-
standen hat. 
�Die Erstattung zurückzuzahlender Beträge erfolgt unverzüglich, spätes-
tens 30 Tage nach Zugang des Widerrufs. Beginnt der Versicherungs-
schutz nicht vor dem Ende der Widerrufsfrist, hat der wirksame Widerruf 
zur Folge, dass empfangene Leistungen zurückzugewähren und gezo-
gene Nutzungen (z. B. Zinsen) herauszugeben sind.

Besondere Hinweise
�Das Widerrufsrecht erlischt, wenn der Vertrag auf Ihren ausdrücklichen 
Wunsch sowohl von Ihnen, als auch von uns vollständig erfüllt ist, bevor 
Sie Ihr Widerrufsrecht ausgeübt haben.

Ende der Widerrufsbelehrung

�Das Widerrufsrecht besteht nicht bei Verträgen mit einer Laufzeit von weni-
ger als einem Monat.

10.	� Angaben zur Laufzeit und ggfs. zur Mindestlaufzeit des Vertrages
	� Der Vertrag hat eine Laufzeit vom 1. März bis zum 28. Februar (in 

Schaltjahren bis zum 29. Februar). 

11.	 Angaben zur Beendigung des Vertrages
	� Der Vertrag endet ohne dass es einer Kündigung bedarf.

12.	 Anwendbares Recht und zuständiges Gericht
	� Auf den Vertrag findet das Recht der Bundesrepublik Deutschland 

Anwendung.
	� Ansprüche aus Ihrem Versicherungsvertrag können Sie bei folgenden 

Gerichten geltend machen:
	 – dem Gericht, das für Ihren Wohnsitz örtlich zuständig ist,
	 – �dem Gericht, das für unseren Geschäftssitz oder für die Sie betreu-

ende Niederlassung örtlich zuständig ist.
	� Sofern Sie Ihren Wohnsitz, Ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder Ihren 

Geschäftssitz außerhalb Deutschlands verlegen oder Ihr Wohnsitz 
oder gewöhnlicher Aufenthalt zum Zeitpunkt der Klageerhebung nicht 
bekannt ist, gilt das Gericht als vereinbart, das für unseren Geschäfts-
sitz zuständig ist.

13.	� Kommunikation während der Laufzeit des Vertrages
	� Die Vertragsbedingungen und Vorabinformationen werden in deut-

scher Sprache mitgeteilt; die Kommunikation während der Laufzeit des 
Vertrages wird in deutscher Sprache geführt.

14.	 Außergerichtliches Beschwerde- und Rechtsbehelfsverfahren
	� Sie haben Zugang zu einem außergerichtlichen Streitschlichtungsver-

fahren beim
	� Versicherungsombudsmann e.V.	  

Leipziger Str. 121	  
10117 Berlin,
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B. Vertragsbestimmungen
1.	 Vertragsgrundlagen
	� Die gegenseitigen Rechte und Pflichten regeln sich nach dem Antrag 

und den
	 – � Allgemeinen Bedingungen für die Kraftfahrtversicherung für Fahr-

zeuge mit Versicherungskennzeichen (AKB-Moped)
	 –  vereinbarten besonderen Bedingungen und Klauseln
	 – � den gesetzlichen Regelungen sowie den nachstehenden Bestim

mungen und Beschreibungen des Versicherungsumfanges.

2.	 Versicherungsbeginn
	� Der Versicherungsschutz beginnt frühestens am Tage nach Antrags-

eingang bzw. zum vereinbarten Termin.

3.	 Versicherungssummen in der Kfz-Haftpflichtversicherung
	� Bei der Deckung 100 Millionen EUR pauschal gilt pro verletzter oder 

getöteter Person eine Höchstsumme von 10 Millionen EUR, in Summe 
aller Personen-, Sach- und Vermögensschäden, aber höchstens 
100 Millionen EUR als vereinbart.

C. Einwilligungsklausel nach dem Bundesdatenschutzgesetz (BDSG)
Ich willige ein, dass der Versicherer im erforderlichen Umfang Daten, die 
sich aus den Antragsunterlagen oder der Vertragsdurchführung (Versiche-
rungsfälle, Risiko-/Vertragsänderungen) ergeben, an Rückversicherer zur 
Beurteilung des Risikos und zur Abwicklung der Rückversicherung sowie 
zur Beurteilung des Risikos und der Ansprüche an andere Versicherer und/
oder an den Gesamtverband der Deutschen Versicherungswirtschaft e.V. 
zur Weitergabe dieser Daten an andere Versicherer übermittelt. Diese Ein-
willigung gilt auch unabhängig vom Zustandekommen des Vertrages sowie 
für entsprechende Prüfungen bei anderweitig beantragten (Versicherungs-)
Verträgen und bei künftigen Anträgen.
Ich willige ferner ein, dass die Versicherer der WGV-Versicherungsgruppe 
meine allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten in gemeinsa-
men Datensammlungen führen und an die für den Versicherer tätigen 

Vermittler weitergeben, soweit dies der ordnungsgemäßen Durchführung 
meiner Versicherungsangelegenheiten dient. Gesundheitsdaten dürfen nur 
an Personen- und Rückversicherer übermittelt werden; an Vermittler dürfen 
sie nur weitergegeben werden, soweit es zur Vertragsgestaltung erforder-
lich ist.
Ohne Einfluss auf den Vertrag und jederzeit widerrufbar willige ich weiter 
ein, dass der/die Vermittler meine allgemeinen Antrags-, Vertrags- und 
Leistungsdaten darüber hinaus für die Beratung und Betreuung auch in 
sonstigen Finanzdienstleistungen nutzen darf/dürfen.
Diese Einwilligung gilt nur, wenn ich bei Antragstellung vom Inhalt des Merk-
blattes zur Datenverarbeitung Kenntnis nehmen konnte, das mir als Teil die-
ses Antrages vor Vertragsabschluss, auf Wunsch auch sofort, überlassen 
wird.

	� sofern Sie Verbraucher sind und nicht gleichzeitig in derselben Sache 
ein Verfahren bei der Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 
oder vor Gericht anhängig ist.

	� Als Versicherer ist für uns eine Entscheidung des Versicherungsom-
budsmanns bis zu einem Beschwerdewert von 10.000 EUR verbind-
lich; darüber hinaus darf der Versicherungsombudsmann bis zu einem 
Beschwerdewert von 100.000 EUR eine für beide Seiten unverbindli-
che Empfehlung abgeben.

	 Ihre Möglichkeit, den Rechtsweg zu beschreiten, bleibt unberührt.

15.	� Aufsichtsbehörde und Beschwerdemöglichkeit
	� Zuständige Aufsichtsbehörde ist die
	� Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht 	  

– Bereich Versicherungen –	  
Graurheindorfer Str. 108	  
53117 Bonn	  
E-Mail: poststelle@bafin.de	  
Internet: www.bafin.de

	� Sie haben die Möglichkeit zu einer Beschwerde bei der genannten Auf-
sichtsbehörde.
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Mitteilung nach § 19 Abs. 5 Versicherungsvertragsgesetz (VVG) 
über die Folgen einer Verletzung der gesetzlichen Anzeigepflicht

Sehr geehrte Kundin, sehr geehrter Kunde, 

damit wir Ihren Antrag ordnungsgemäß prüfen können, ist es notwendig, 
dass Sie die beiliegenden Fragen wahrheitsgemäß und vollständig beant-
worten. Es sind auch solche Umstände anzugeben, denen Sie nur geringe 
Bedeutung beimessen. 

Bitte beachten Sie, dass Sie Ihren Versicherungsschutz gefährden, wenn 
Sie unrichtige oder unvollständige Angaben machen. Nähere Einzelheiten 
zu den Folgen einer Verletzung der Anzeigepflicht können Sie der nachste-
henden Information entnehmen. 

Welche vorvertraglichen Anzeigepflichten bestehen? 

Sie sind bis zur Abgabe Ihrer Vertragserklärung verpflichtet, alle Ihnen be-
kannten gefahrerheblichen Umstände, nach denen wir in Textform gefragt 
haben, wahrheitsgemäß und vollständig anzuzeigen. Wenn wir nach Ihrer 
Vertragserklärung, aber vor Vertragsannahme in Textform nach gefahrer-
heblichen Umständen fragen, sind Sie auch insoweit zur Anzeige verpflich-
tet. 

Welche Folgen können eintreten, wenn eine vorvertragliche 
Anzeigepflicht verletzt wird? 

1.	 Rücktritt und Wegfall des Versicherungsschutzes

Verletzen Sie die vorvertragliche Anzeigepflicht, können wir vom Vertrag 
zurücktreten. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass weder Vorsatz 
noch grobe Fahrlässigkeit vorliegt. 

Bei grob fahrlässiger Verletzung der Anzeigepflicht haben wir kein Rück
trittsrecht, wenn wir den Vertrag auch bei Kenntnis der nicht angezeigten 
Umstände, wenn auch zu anderen Bedingungen, geschlossen hätten. 

Im Fall des Rücktritts besteht kein Versicherungsschutz. Erklären wir den 
Rücktritt nach Eintritt des Versicherungsfalles, bleiben wir dennoch zur 
Leistung verpflichtet, wenn Sie nachweisen, dass der nicht oder nicht rich-
tig angegebene Umstand 

–  weder für den Eintritt oder die Feststellung des Versicherungsfalles 

–  noch für die Feststellung oder den Umfang unserer Leistungspflicht 

ursächlich war. Unsere Leistungspflicht entfällt jedoch, wenn Sie die Anzei-
gepflicht arglistig verletzt haben. 

Bei einem Rücktritt steht uns der Teil des Beitrags zu, welcher der bis zum 
Wirksamwerden der Rücktrittserklärung abgelaufenen Vertragszeit ent-
spricht. 

2.	 Kündigung 

Können wir nicht vom Vertrag zurücktreten, weil Sie die vorvertragliche An-
zeigepflicht lediglich einfach fahrlässig oder schuldlos verletzt haben, kön-
nen wir den Vertrag unter Einhaltung einer Frist von einem Monat kündigen.

Unser Kündigungsrecht ist ausgeschlossen, wenn wir den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Umstände, wenn auch zu anderen Bedin-
gungen, geschlossen hätten. 

3. 	 Vertragsänderung

Können wir nicht zurücktreten oder kündigen, weil wir den Vertrag auch bei 
Kenntnis der nicht angezeigten Gefahrumstände, wenn auch zu anderen 
Bedingungen, geschlossen hätten, werden die anderen Bedingungen auf 
unser Verlangen Vertragsbestandteil. Haben Sie die Anzeigepflicht fahrläs-
sig verletzt, werden die anderen Bedingungen rückwirkend Vertragsbe-
standteil. Haben Sie die Anzeigepflicht schuldlos verletzt, werden die ande-
ren Bedingungen erst ab der laufenden Versicherungsperiode Vertragsbe-
standteil. 

Erhöht sich durch die Vertragsänderung der Beitrag um mehr als 10 % oder 
schließen wir die Gefahrabsicherung für den nicht angezeigten Umstand 
aus, können Sie den Vertrag innerhalb eines Monats nach Zugang unserer 
Mitteilung über die Vertragsänderung fristlos kündigen. Auf dieses Recht 
werden wir Sie in unserer Mitteilung hinweisen. 

4. 	 Ausübung unserer Rechte 

Wir können unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Vertrags-
änderung nur innerhalb eines Monats schriftlich geltend machen. Die Frist 
beginnt mit dem Zeitpunkt, zu dem wir von der Verletzung der Anzeige-
pflicht, die das von uns geltend gemachte Recht begründet, Kenntnis erlan-
gen. Bei der Ausübung unserer Rechte haben wir die Umstände anzuge-
ben, auf die wir unsere Erklärung stützen. Zur Begründung können wir 
nachträglich weitere Umstände angeben, wenn für diese die Frist nach 
Satz 1 nicht verstrichen ist. 

Wir können uns auf die Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung oder zur Ver-
tragsänderung nicht berufen, wenn wir den nicht angezeigten Gefahrum-
stand oder die Unrichtigkeit der Anzeige kannten. 

Unsere Rechte zum Rücktritt, zur Kündigung und zur Vertragsänderung er-
löschen mit Ablauf von fünf Jahren nach Vertragsschluss. Dies gilt nicht für 
Versicherungsfälle, die vor Ablauf dieser Frist eingetreten sind. Die Frist be-
trägt zehn Jahre, wenn Sie die Anzeigepflicht vorsätzlich oder arglistig ver-
letzt haben. 

5. 	 Stellvertretung durch eine andere Person 

Lassen Sie sich bei Abschluss des Vertrages durch eine andere Person 
vertreten, so sind bezüglich der Anzeigepflicht, des Rücktritts, der Kündi-
gung, der Vertragsänderung und der Ausschlussfrist für die Ausübung un-
serer Rechte die Kenntnis und Arglist Ihres Stellvertreters als auch Ihre ei-
gene Kenntnis und Arglist zu berücksichtigen. Sie können sich darauf, dass 
die Anzeigepflicht nicht vorsätzlich oder grob fahrlässig verletzt worden ist, 
nur berufen, wenn weder Ihrem Stellvertreter noch Ihnen Vorsatz oder gro-
be Fahrlässigkeit zur Last fällt.
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Die Kfz-Versicherung umfasst je nach dem Inhalt des Versicherungsver-
trags folgende Versicherungsarten:
– Kfz-Haftpflichtversicherung (A.1)	
– Teilkaskoversicherung (A.2)	
– Kfz-Umweltschadensversicherung (A.3)
Diese Versicherungen werden als jeweils rechtlich selbstständige Verträge 
abgeschlossen. Ihrem Versicherungsschein können Sie entnehmen, 
welche Versicherungen Sie für Ihr Fahrzeug abgeschlossen haben.
Es gilt deutsches Recht. Die Vertragssprache ist deutsch.

A	� Welche Leistungen umfasst Ihre Kfz-Versicherung?
A.1 	� Kfz-Haftpflichtversicherung – für Schäden, die Sie mit 

Ihrem Fahrzeug Anderen zufügen
A.1.1	 Was ist versichert?
Sie haben mit Ihrem Fahrzeug einen Anderen geschädigt
�A.1.1.1	� Wir stellen Sie von Schadenersatzansprüchen frei, wenn durch 

den Gebrauch des Fahrzeugs
		  a	Personen verletzt oder getötet werden,
		  b	�Sachen beschädigt oder zerstört werden oder abhandenkommen,

		  c	� Vermögensschäden verursacht werden, die weder mit einem 
Personen- noch mit einem Sachschaden mittelbar oder unmittel-
bar zusammenhängen (reine Vermögensschäden),

		�  und deswegen gegen Sie oder uns Schadenersatzansprüche auf-
grund von Haftpflichtbestimmungen des Bürgerlichen Gesetz-
buchs oder des Straßenverkehrsgesetzes oder aufgrund anderer 
gesetzlicher Haftpflichtbestimmungen des Privatrechts geltend 
gemacht werden. Zum Gebrauch des Fahrzeugs gehört neben 
dem Fahren z. B. das Ein- und Aussteigen sowie das Be- und Ent-
laden.

Begründete und unbegründete Schadenersatzansprüche
A.1.1.2	� Sind Schadenersatzansprüche begründet, leisten wir Schadener-

satz in Geld.
A.1.1.3	� Sind Schadenersatzansprüche unbegründet, wehren wir diese auf 

unsere Kosten ab. Dies gilt auch, soweit Schadenersatzansprüche 
der Höhe nach unbegründet sind. 

Regulierungsvollmacht 
A.1.1.4	� Wir sind bevollmächtigt, gegen Sie geltend gemachte Schadener-

satzansprüche in Ihrem Namen zu erfüllen oder abzuwehren und 
alle dafür zweckmäßig erscheinenden Erklärungen im Rahmen 
pflichtgemäßen Ermessens abzugeben.

D	� Welche Pflichten haben Sie beim Gebrauch des  
Fahrzeugs?� 8

D.1			 In der Kfz-Haftpflichtversicherung� 8
D.2			 In der Teilkaskoversicherung� 9
D.3			� Welche Folgen hat eine Verletzung dieser Pflichten?� 9

E	 Welche Pflichten haben Sie im Schadenfall?� 9
E.1			 Bei allen Versicherungsarten� 9
E.2			 Zusätzlich in der Kfz-Haftpflichtversicherung� 9
E.3			 Zusätzlich in der Teilkaskoversicherung� 9
E.4			 Zusätzlich in der Kfz-Umweltschadensversicherung� 9
E.5			 Welche Folgen hat eine Verletzung dieser Pflichten?� 10

F	 Rechte und Pflichten der mitversicherten Personen� 10

G	� Laufzeit und Kündigung des Vertrags,  
Veräußerung des Fahrzeugs� 10

G.1			 Wie lange läuft der Versicherungsvertrag?� 10
G.2			� Wann und aus welchem Anlass können Sie den 	  

Versicherungsvertrag kündigen?� 10
G.3			� Wann und aus welchem Anlass können wir den 	

Versicherungsvertrag kündigen?� 10
G.4			 Kündigung einzelner Versicherungsarten� 10
G.5			 Form und Zugang der Kündigung� 10
G.6			 Beitragsabrechnung nach Kündigung� 10
G.7			 Was ist bei Veräußerung des Fahrzeugs zu beachten?� 11
G.8			 Wagniswegfall (z. B. durch Fahrzeugverschrottung)� 11

H	� Außerbetriebsetzung� 11

I	 entfällt� 11

J	 entfällt� 11

K	� Beitragsänderung aufgrund eines bei Ihnen  
eingetretenen Umstands� 11

K.1			 Änderung von Merkmalen zur Beitragsberechnung� 11
K.2			� Ihre Mitteilungspflichten zu den Merkmalen 	  

zur Beitragsberechnung� 11

L	 Meinungsverschiedenheiten und Gerichtsstände� 11
L.1			  Wenn Sie mit uns einmal nicht zufrieden sind� 11
L.2			 Gerichtsstände� 11

Anhang: �Fahrzeuge mit Versicherungskennzeichen� 11
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A.1.2	 Wer ist versichert?
		�  Der Schutz der Kfz-Haftpflichtversicherung gilt für Sie und für fol-

gende Personen (mitversicherte Personen):
		  a	den Halter des Fahrzeugs, 
		  b	den Eigentümer des Fahrzeugs,
		  c	den Fahrer des Fahrzeugs, 
		�  d	��Ihren Arbeitgeber oder öffentlichen Dienstherrn, wenn das Fahr-

zeug mit Ihrer Zustimmung für dienstliche Zwecke gebraucht 
wird.

		�  Diese Personen können Ansprüche aus dem Versicherungsver-
trag selbstständig gegen uns erheben. 

A.1.3	� Bis zu welcher Höhe leisten wir (Versicherungssummen)?
Höchstzahlung
A.1.3.1	� Unsere Zahlungen für ein Schadenereignis sind jeweils be-

schränkt auf die Höhe der für Personen-, Sach- und Vermögens-
schäden vereinbarten Versicherungssummen. Mehrere zeitlich 
zusammenhängende Schäden, die dieselbe Ursache haben, gel-
ten als ein einziges Schadenereignis. Die Höhe Ihrer Versiche-
rungssummen können Sie dem Versicherungsschein entnehmen.

		�  Abweichend hiervon beträgt die Versicherungssumme für die Kfz-
Umweltschadensversicherung nach A.3 5 Millionen EUR. Die Ge-
samtleistung für alle Versicherungsfälle eines Versicherungsjah-
res beträgt das Doppelte der vereinbarten Versicherungsleistung.

Übersteigen der Versicherungssummen 
A.1.3.2	� Übersteigen die Ansprüche die Versicherungssummen, richten 

sich unsere Zahlungen nach den Bestimmungen des Versiche-
rungsvertragsgesetzes und der Kfz-Pflichtversicherungsverord-
nung. In diesem Fall müssen Sie für einen nicht oder nicht vollstän-
dig befriedigten Schadenersatzanspruch selbst einstehen.

A.1.4	 In welchen Ländern besteht Versicherungsschutz?
Versicherungsschutz in Europa und in der EU
A.1.4.1	� Sie haben in der Kfz-Haftpflichtversicherung Versicherungsschutz 

in den geographischen Grenzen Europas sowie den außereuropä-
ischen Gebieten, die zum Geltungsbereich der Europäischen Union 
gehören. Ihr Versicherungsschutz richtet sich nach dem im Be-
suchsland gesetzlich vorgeschriebenen Versicherungsumfang, 
mindestens jedoch nach dem Umfang Ihres Versicherungsver-
trags.

Internationale Versicherungskarte (Grüne Karte)
A.1.4.2	� Haben wir Ihnen eine internationale Versicherungskarte ausge-

händigt, erstreckt sich Ihr Versicherungsschutz in der Kfz-Haft-
pflichtversicherung auch auf die dort genannten nichteuropä
ischen Länder, soweit Länderbezeichnungen nicht durchge
strichen sind. Hinsichtlich des Versicherungsumfangs gilt A.1.4.1 
Satz 2. 

A.1.5	 Was ist nicht versichert?
Vorsatz
A.1.5.1	� Kein Versicherungsschutz besteht für Schäden, die Sie vorsätzlich 

und widerrechtlich herbeiführen.
Genehmigte Rennen
A.1.5.2	� Kein Versicherungsschutz besteht für Schäden, die bei Beteili-

gung an behördlich genehmigten kraftfahrt-sportlichen Veranstal-
tungen, bei denen es auf die Erzielung einer Höchstgeschwindig-
keit ankommt, entstehen. Dies gilt auch für dazugehörige Übungs-
fahrten. Die Teilnahme an behördlich nicht genehmigten 
Fahrtveranstaltungen stellt eine Pflichtverletzung nach D.1.5 dar.

Beschädigung des versicherten Fahrzeugs
A.1.5.3	� Kein Versicherungsschutz besteht für die Beschädigung, die Zer-

störung oder das Abhandenkommen des versicherten Fahrzeugs. 
Beschädigung von beförderten Sachen
A.1.5.4	� Kein Versicherungsschutz besteht bei Schadenersatzansprüchen 

wegen Beschädigung, Zerstörung oder Abhandenkommens von 
Sachen, die mit dem versicherten Fahrzeug befördert werden. 

		�  Versicherungsschutz besteht jedoch für Sachen, die Insassen ei-
nes Kraftfahrzeugs üblicherweise mit sich führen (z. B. Kleidung, 
Brille, Brieftasche).  

Ihr Schadenersatzanspruch gegen eine mitversicherte Person
A.1.5.5	� Kein Versicherungsschutz besteht für Sach- oder Vermögens-

schäden, die eine mitversicherte Person Ihnen, dem Halter oder 
dem Eigentümer durch den Gebrauch des Fahrzeugs zufügt. Ver-
sicherungsschutz besteht jedoch für Personenschäden, wenn Sie 
z. B. als Beifahrer Ihres Fahrzeugs verletzt werden.

Nichteinhaltung von Liefer- und Beförderungsfristen
A.1.5.6	� Kein Versicherungsschutz besteht für reine Vermögensschäden, 

die durch die Nichteinhaltung von Liefer- und Beförderungsfristen 
entstehen.

Vertragliche Ansprüche
A.1.5.7	� Kein Versicherungsschutz besteht für Haftpflichtansprüche, so-

weit sie aufgrund Vertrags oder besonderer Zusage über den Um-
fang der gesetzlichen Haftpflicht hinausgehen.

Schäden durch Kernenergie
A.1.5.8	� Kein Versicherungsschutz besteht für Schäden durch Kernener-

gie.

A.2	� Teilkaskoversicherung – für Schäden an Ihrem 
Fahrzeug

A.2.1	 Was ist versichert?
Ihr Fahrzeug
A.2.1.1	� Versichert ist Ihr Fahrzeug gegen Beschädigung, Zerstörung oder 

Verlust infolge eines Ereignisses nach A.2.2 (Teilkasko). Vom Ver-
sicherungsschutz umfasst sind auch dessen unter A.2.1.2 als mit-
versichert aufgeführte Fahrzeugteile und als mitversichert aufge-
führtes Fahrzeugzubehör, sofern sie straßenverkehrsrechtlich zu-
lässig sind (mitversicherte Teile).

Beitragsfrei mitversicherte Teile
A.2.1.2	� Soweit nicht anders geregelt, sind folgende Fahrzeugteile und fol-

gendes Fahrzeugzubehör des versicherten Fahrzeugs ohne 
Mehrbeitrag mitversichert:

		  a	�fest im Fahrzeug eingebaute oder fest am Fahrzeug angebaute 
Fahrzeugteile,

		  b	�fest im Fahrzeug eingebautes oder am Fahrzeug angebautes 
oder im Fahrzeug unter Verschluss verwahrtes Fahrzeugzube-
hör, das ausschließlich dem Gebrauch des Fahrzeugs dient 
(z. B. Pannenwerkzeug) und nach allgemeiner Verkehrsanschau
ung nicht als Luxus angesehen wird,

		  c 	�im Fahrzeug unter Verschluss verwahrte Fahrzeugteile, die zur 
Behebung von Betriebsstörungen des Fahrzeugs üblicherweise 
mitgeführt werden (z. B. Sicherungen und Glühlampen),

		  d	�Schutzhelme (auch mit Wechselsprechanlage), solange sie be-
stimmungsgemäß gebraucht werden oder mit dem abgestellten 
Fahrzeug so fest verbunden sind, dass ein unbefugtes Entfernen 
ohne Beschädigung nicht möglich ist,

		  e 	��folgende außerhalb des Fahrzeugs unter Verschluss gehaltene 
Teile:

			   – �ein zusätzlicher Satz Räder mit Winter- oder Sommerbereifung,
			   – �nach a bis e mitversicherte Fahrzeugteile und Fahrzeugzube-

hör während einer Reparatur.

A.2.2	 Welche Ereignisse sind in der Teilkasko versichert?
		�  Versicherungsschutz besteht bei Beschädigung, Zerstörung oder 

Verlust des Fahrzeugs einschließlich seiner mitversicherten Teile 
durch die nachfolgenden Ereignisse:

Brand und Explosion 
A.2.2.1	� Versichert sind Brand und Explosion. Als Brand gilt ein Feuer mit 

Flammenbildung, das ohne einen bestimmungsgemäßen Herd 
entstanden ist oder ihn verlassen hat und sich aus eigener Kraft 
auszubreiten vermag. Nicht als Brand gelten Schmor- und Seng-
schäden. Explosion ist eine auf dem Ausdehnungsbestreben von 
Gasen oder Dämpfen beruhende, plötzlich verlaufende Kraftäuße-
rung.

Entwendung 
A.2.2.2	�� Versichert ist die Entwendung, insbesondere durch Diebstahl und 

Raub.
		�  Unterschlagung ist nur versichert, wenn dem Täter das Fahrzeug 

nicht zum Gebrauch im eigenen Interesse, zur Veräußerung oder 
unter Eigentumsvorbehalt überlassen wird.

		�  Unbefugter Gebrauch ist nur versichert, wenn der Täter in keiner 
Weise berechtigt ist, das Fahrzeug zu gebrauchen. Nicht als unbe-
fugter Gebrauch gilt insbesondere, wenn der Täter vom Verfü-
gungsberechtigten mit der Betreuung des Fahrzeugs beauftragt 
wird (z. B. Reparateur, Hotelangestellter). Außerdem besteht kein 
Versicherungsschutz, wenn der Täter in einem Näheverhältnis zu 
dem Verfügungsberechtigten steht (z.  B. dessen Arbeitnehmer, 
Familien- oder Haushaltsangehörige).

Sturm, Hagel, Blitzschlag, Überschwemmung
A.2.2.3	� Versichert ist die unmittelbare Einwirkung von Sturm, Hagel, Blitz-

schlag oder Überschwemmung auf das Fahrzeug. Als Sturm gilt 
eine wetterbedingte Luftbewegung von mindestens Windstärke 8. 
Eingeschlossen sind Schäden, die dadurch verursacht werden, 
dass durch diese Naturgewalten Gegenstände auf oder gegen das 
Fahrzeug geworfen werden. Ausgeschlossen sind Schäden, die 
auf ein durch diese Naturgewalten veranlasstes Verhalten des 
Fahrers zurückzuführen sind.

Zusammenstoß mit Haarwild
A.2.2.4	� Versichert ist der Zusammenstoß des in Fahrt befindlichen Fahr-

zeugs mit Haarwild im Sinne von § 2 Abs. 1 Nr. 1 des Bundesjagd-
gesetzes (z. B. Reh, Wildschwein).

Glasbruch
A.2.2.5	� Versichert sind Bruchschäden an der Verglasung des Fahrzeugs. 

Folgeschäden sind nicht versichert.
Kurzschlussschäden an der Verkabelung
A.2.2.6	� Versichert sind Schäden an der Verkabelung des Fahrzeugs durch 

Kurzschluss. Folgeschäden sind nicht versichert.
Marderbiss
A.2.2.7	�� Versichert sind Schäden durch Marderbiss an Kabeln, Schläu-

chen und Leitungen. Folgeschäden aller Art (z. B.Steuergerät, Mo-
tor, Zylinderkopf u. a.) sind nicht versichert.
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A.2.3	 Wer ist versichert?
		�  Der Schutz der Kaskoversicherung gilt für Sie und, wenn der Ver-

trag auch im Interesse einer weiteren Person abgeschlossen ist, 
z.B. des Leasinggebers als Eigentümer des Fahrzeugs, auch für 
diese Person.

A.2.4	 In welchen Ländern besteht Versicherungsschutz?
		�  Sie haben in Kasko Versicherungsschutz in den geographischen 

Grenzen Europas sowie den außereuropäischen Gebieten, die 
zum Geltungsbereich der Europäischen Union gehören.

A.2.5	� Was zahlen wir bei Totalschaden, Zerstörung oder Verlust?
Wiederbeschaffungswert abzüglich Restwert
A.2.5.1	� Bei Totalschaden, Zerstörung oder Verlust des Fahrzeugs zahlen 

wir den Wiederbeschaffungswert unter Abzug eines vorhandenen 
Restwerts des Fahrzeugs. Lassen Sie Ihr Fahrzeug trotz Total-
schadens oder Zerstörung reparieren, gilt A.2.6.1.

Entschädigung bei Totalschaden, Zerstörung oder Verlust 
A.2.5.2	� Wir erstatten den Wiederbeschaffungswert des versicherten Fahr-

zeugs abzüglich eines evtl. vorhandenen Restwerts.
Was versteht man unter Totalschaden, Wiederbeschaffungswert und 
Restwert?
A.2.5.3	� Ein Totalschaden liegt vor, wenn die erforderlichen Kosten der 

Reparatur des Fahrzeugs dessen Wiederbeschaffungswert über-
steigen. 

A.2.5.4	� Wiederbeschaffungswert ist der Preis, den Sie für den Kauf eines 
gleichwertigen gebrauchten Fahrzeugs am Tag des Schadener-
eignisses bezahlen müssen.�

A.2.5.5	� Restwert ist der Veräußerungswert des Fahrzeugs im beschädig-
ten oder zerstörten Zustand. 

A.2.6	 Was zahlen wir bei Beschädigung?
Reparatur
A.2.6.1	� Wird das Fahrzeug beschädigt, zahlen wir die für die Reparatur 

erforderlichen Kosten:
		  a	�Wird das Fahrzeug vollständig und fachgerecht repariert, zahlen 

wir die hierfür erforderlichen Kosten bis zur Höhe des Wiederbe-
schaffungswerts nach A.2.5.4, wenn Sie uns dies durch eine 
Rechnung nachweisen. Fehlt dieser Nachweis, zahlen wir ent-
sprechend nach A.2.6.1.b.

		  b	�Wird das Fahrzeug nicht, nicht vollständig oder nicht fachge-
recht repariert, zahlen wir die erforderlichen Kosten einer voll-
ständigen Reparatur bis zur Höhe des um den Restwert vermin-
derten Wiederbeschaffungswerts (siehe A.2.5.4 und A.2.5.5).

Abschleppen
A.2.6.2	� Bei Beschädigung des Fahrzeugs ersetzen wir die Kosten für das 

Abschleppen vom Schadensort bis zur nächstgelegenen für die 
Reparatur geeigneten Werkstatt, wenn nicht ein Dritter Ihnen ge-
genüber verpflichtet ist, die Kosten zu übernehmen. Die Kosten 
des Abschleppens werden auf die Obergrenzen nach A.2.6.1 an-
gerechnet.

Abzug neu für alt
A.2.6.3	� Werden bei der Reparatur alte Teile gegen Neuteile ausgetauscht 

oder das Fahrzeug ganz oder teilweise neu lackiert, ziehen wir von 
den Kosten der Ersatzteile und der Lackierung einen dem Alter und 
der Abnutzung der alten Teile entsprechenden Betrag ab (neu für alt). 
Bei Pkw, Krafträdern und Omnibussen ist der Abzug neu für alt auf 
die Bereifung, Batterie und Lackierung beschränkt, wenn das Scha-
denereignis in den ersten 4 Jahren nach der Erstzulassung eintritt. 
Bei den übrigen Fahrzeugarten gilt dies in den ersten 3 Jahren.

A.2.7	 Sachverständigenkosten
		�  Die Kosten eines Sachverständigen erstatten wir nur, wenn wir 

dessen Beauftragung veranlasst oder ihr zugestimmt haben.

A.2.8	 Mehrwertsteuer
		�  Mehrwertsteuer erstatten wir nur, wenn und soweit diese für Sie 

bei der von Ihnen gewählten Schadenbeseitigung tatsächlich an-
gefallen ist. Die Mehrwertsteuer erstatten wir nicht, soweit Vor-
steuerabzugsberechtigung besteht.

A.2.9	 Zusätzliche Regelungen bei Entwendung
Wiederauffinden des Fahrzeugs
A.2.9.1	� Wird das Fahrzeug innerhalb eines Monats nach Eingang der 

Schadenanzeige in Textform wieder aufgefunden und können Sie 
innerhalb dieses Zeitraums mit objektiv zumutbaren Anstrengun-
gen das Fahrzeug wieder in Besitz nehmen, sind Sie zur Rücknah-
me des Fahrzeugs verpflichtet. 

A.2.9.2	� Wird das Fahrzeug in einer Entfernung von mehr als 50 km (Luftli-
nie) von seinem regelmäßigen Standort aufgefunden, zahlen wir 
für dessen Abholung die Kosten in Höhe einer Bahnfahrkarte 
2. Klasse für Hin- und Rückfahrt bis zu einer Höchstentfernung 
von 1.500 km (Bahnkilometer) vom regelmäßigen Standort des 
Fahrzeugs zu dem Fundort.

Eigentumsübergang nach Entwendung
A.2.9.3	� Sind Sie nach A.2.9.1 nicht zur Rücknahme des Fahrzeugs ver-

pflichtet, werden wir dessen Eigentümer.

A.2.10	 Bis zu welcher Höhe leisten wir (Höchstentschädigung)? 
		�  Unsere Höchstentschädigung ist beschränkt auf den Wiederbe-

schaffungswert des Fahrzeugs. Wiederbeschaffungswert ist der 
Betrag, der für den Kauf eines Fahrzeugs in der Ausstattung des 
versicherten Fahrzeugs am Tag des Schadenereignisses aufge-
wendet werden muss.

A.2.11	 Selbstbeteiligung
		�  Ist eine Selbstbeteiligung vereinbart, wird diese bei jedem Scha-

denereignis von der Entschädigung abgezogen. Ihrem Versiche-
rungsschein können Sie entnehmen, ob und in welcher Höhe Sie 
eine Selbstbeteiligung vereinbart �haben. 

A.2.12	 Was wir nicht ersetzen, Rest- und Altteile
A.2.12.1	� Wir zahlen nicht für Veränderungen, Verbesserungen und Ver-

schleißreparaturen. Ebenfalls nicht ersetzt werden Folgeschäden 
wie Verlust von Treibstoff und Betriebsmittel (z.B. Öl, Kühlflüssig-
keit), Wertminderung, Zulassungskosten, Standgeldkosten, Über-
führungskosten, Verwaltungskosten, Nutzungsausfall, Kosten ei-
nes Mietfahrzeugs, einer Vignette oder Plakette.

A.2.12.2	�Rest- und Altteile sowie das unreparierte Fahrzeug verbleiben bei 
Ihnen und werden zum Veräußerungswert auf die Entschädigung 
angerechnet.

A.2.13	 Fälligkeit unserer Zahlung, Abtretung
A.2.13.1	� Sobald wir unsere Zahlungspflicht und die Höhe der Entschädi-

gung festgestellt haben, zahlen wir diese spätestens innerhalb von 
zwei Wochen. 

A.2.13.2	�Haben wir unsere Zahlungspflicht festgestellt, lässt sich jedoch die 
Höhe der Entschädigung nicht innerhalb eines Monats nach Scha-
denanzeige feststellen, können Sie einen angemessenen Vor-
schuss auf die Entschädigung verlangen.

A.2.13.3	�Ist das Fahrzeug entwendet worden, ist zunächst abzuwarten, ob 
es wieder aufgefunden wird. Aus diesem Grunde zahlen wir die 
Entschädigung frühestens nach Ablauf eines Monats nach Ein-
gang der Schadenanzeige in Textform.

A.2.13.4	�Ihren Anspruch auf die Entschädigung können Sie vor der endgül-
tigen Feststellung ohne unsere ausdrückliche Genehmigung we-
der abtreten noch verpfänden. 

A.2.14	� Können wir unsere Leistung zurückfordern, wenn Sie nicht 
selbst gefahren sind?

		�  Fährt eine andere Person berechtigterweise das Fahrzeug und 
kommt es zu einem Schadenereignis, fordern wir von dieser Per-
son unsere Leistungen nicht zurück. Dies gilt nicht, wenn der Fah-
rer das Schadenereignis grob fahrlässig oder vorsätzlich herbei-
geführt hat. Lebt der Fahrer bei Eintritt des Schadens mit Ihnen in 
häuslicher Gemeinschaft, fordern wir unsere Ersatzleistung selbst 
bei grob fahrlässiger Herbeiführung des Schadens nicht zurück, 
sondern nur bei vorsätzlicher Verursachung. 

		�  Die Sätze 1 bis 3 gelten entsprechend, wenn eine in der Kfz-Haft-
pflichtversicherung gemäß A.1.2 mitversicherte Person, der Mieter 
oder der Entleiher einen Schaden herbeiführt.

A.2.15	 Was ist nicht versichert?
Grobe Fahrlässigkeit
A.2.15.1	�� Wir sind bei grob fahrlässiger Herbeiführung des Schadens be-

rechtigt, unsere Leistung in einem der Schwere Ihres Verschul-
dens entsprechenden Verhältnis zu kürzen. 

Vorsatz	
A.2.15.2	�Es besteht kein Versicherungsschutz für Schäden, die Sie vorsätz-

lich herbeiführen. 
Rennen
A.2.15.3	�Kein Versicherungsschutz besteht für Schäden, die bei Beteili-

gung an Fahrtveranstaltungen entstehen, bei denen es auf Erzie-
lung einer Höchstgeschwindigkeit ankommt. Dies gilt auch für da-
zugehörige Übungsfahrten.

Reifenschäden
A.2.15.4	�Kein Versicherungsschutz besteht für beschädigte oder zerstörte 

Reifen. Versicherungsschutz besteht jedoch, wenn die Reifen auf-
grund eines Ereignisses beschädigt oder zerstört werden, das 
gleichzeitig andere unter den Schutz der Kaskoversicherung fal-
lende Schäden bei dem versicherten Fahrzeug verursacht hat.

Erdbeben, Kriegsereignisse, innere Unruhen, Maßnahmen der Staats-
gewalt
A.2.15.5	�Kein Versicherungsschutz besteht für Schäden, die durch Erdbe-

ben, Kriegsereignisse, innere Unruhen oder Maßnahmen der 
Staatsgewalt unmittelbar oder mittelbar verursacht werden.

Schäden durch Kernenergie
A.2.15.6	�Kein Versicherungsschutz besteht für Schäden durch Kernener-

gie.

A.2.16	� Meinungsverschiedenheit über die Schadenhöhe 
(Sachverständigenverfahren)

A.2.16.1	�Bei Meinungsverschiedenheit über die Höhe des Schadens ein-
schließlich der Feststellung des Wiederbeschaffungswerts oder 
über den Umfang der erforderlichen Reparaturarbeiten entschei-
det ein Sachverständigenausschuss.
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A.2.16.2	�Für den Ausschuss benennen Sie und wir je einen Kraftfahrzeug

sachverständigen. Wenn Sie oder wir innerhalb von zwei Wochen 
nach Aufforderung keinen Sachverständigen benennen, wird die-
ser von dem jeweils Anderen bestimmt. 

A.2.16.3	�Soweit sich der Ausschuss nicht einigt, entscheidet ein weiterer 
Kraftfahrzeugsachverständiger als Obmann, der vor Beginn des 
Verfahrens von dem Ausschuss gewählt werden soll. Einigt sich 
der Ausschuss nicht über die Person des Obmanns, wird er über 
das zuständige Amtsgericht benannt. Die Entscheidung des Ob-
manns muss zwischen den jeweils von den beiden Sachverständi-
gen geschätzten Beträgen liegen. 

A.2.16.4	�Die Kosten des Sachverständigenverfahrens sind im Verhältnis 
des Obsiegens zum Unterliegen von uns bzw. von Ihnen zu tragen. 

A.2.17	 Fahrzeugteile und Fahrzeugzubehör
		�  Bei Beschädigung, Zerstörung oder Verlust von mitversicherten 

Teilen gelten A.2.6 bis A.2.16 entsprechend.

A.3	� Kfz-Umweltschadensversicherung –  
für öffentlich-rechtliche Ansprüche  
nach dem Umweltschadensgesetz

A.3.1	 Was ist versichert?
Sie haben mit Ihrem Fahrzeug die Umwelt geschädigt
A.3.1.1	� Wir stellen Sie von öffentlich-rechtlichen Ansprüchen zur Sanie-

rung von Umweltschäden nach dem Umweltschadensgesetz 
(USchadG) frei, die durch einen Unfall, eine Panne oder eine plötz-
liche und unfallartige Störung des bestimmungsgemäßen Ge-
brauchs des Fahrzeugs (Betriebsstörung) verursacht worden sind.

		�  Ausgenommen vom Versicherungsschutz sind Ansprüche, die auch 
ohne Bestehen des Umweltschadensgesetzes bereits aufgrund ge-
setzlicher Haftpflichtbestimmungen des Privatrechts gegen Sie gel-
tend gemacht werden können. Hinweis: Diese Ansprüche sind im All-
gemeinen über die Kfz-Haftpflichtversicherung gedeckt.

Begründete und unbegründete Ansprüche
A.3.1.2	� Sind die Ansprüche nach dem Umweltschadensgesetz begründet, 

leisten wir Ersatz in Geld.
A.3.1.3	� Sind die Ansprüche nach dem Umweltschadensgesetz unbegrün-

det, wehren wir diese auf unsere Kosten ab. Dies gilt auch, soweit 
die Ansprüche der Höhe nach unbegründet sind.

Regulierungsvollmacht
A.3.1.4	� Wir sind bevollmächtigt , alle uns zur Abwicklung des Schadens 

oder der Abwehr unberechtigter Inanspruchnahme durch die Be-
hörde oder einem sonstigen Dritten zweckmäßig erscheinenden 
Erklärung im Rahmen pflichtgemäßen Ermessens abzugeben.

		�  Kommt es in einem Versicherungsfall zu einem Verwaltungsver-
fahren oder Rechtsstreit gegen Sie, so sind wir zur Verfahrens- 
und Prozessführung bevollmächtigt. Wir führen das Verwaltungs-
verfahren oder den Rechtsstreit in Ihrem Namen auf unsere 
Kosten.

A.3.2	 Wer ist versichert?
		  A.1.2 gilt entsprechend.

A.3.3	 Versicherungssumme, Höchstzahlung
Versicherungssumme, Höchstzahlung
A.3.3.1	� Die Höhe der für Umweltschäden vereinbarten Versicherungs-

summe beträgt 5 Millionen EUR. Die Gesamtleistung für alle Ver-
sicherungsfälle eines Versicherungsjahres beträgt das Doppelte 
der vereinbarten Versicherungssumme.

A.3.4	 In welchen Ländern besteht Versicherungsschutz?
Geltungsbereich
		�  Abweichend von A.1.4 besteht Versicherungsschutz außerhalb 

des Anwendungsbereichs des USchadG auch in den Ländern des 
Europäischen Wirtschaftsraums (EWR), soweit die EU-Umwelt-
haftungsrichtlinie (2004/35/EG) gilt oder sinngemäße Anwendung 
findet. Versicherungsschutz nach den jeweiligen nationalen Ge-
setzen besteht nur, soweit diese Ansprüche den Umfang der EU-
Richtlinie nicht überschreiten.

A.3.5	 Was ist nicht versichert?
Vorsatz, Schäden durch Kernenergie
A.3.5.1	� Die Regelungen A.1.5.1 (Vorsatz) und A.1.5.8 (Kernenergie) gelten 

entsprechend.
Unvermeidbare, notwendige oder in Kauf genommene Umweltschäden
A.3.5.2	� Nicht versichert sind Schäden, die durch betriebsbedingt unver-

meidbare, notwendige oder in Kauf genommene Einwirkungen auf 
die Umwelt entstehen.

Ausbringungsschäden
A.3.5.3	� Nicht versichert sind Schäden, die durch Lieferung, Verwendung 

oder Freisetzung von Klärschlamm, Jauche, Gülle, festem Stall-
dung, Pflanzenschutz-, Dünge- oder Schädlingsbekämpfungsmit-
teln resultieren, es sei denn, dass diese Stoffe durch plötzliche und 
unfallartige Ereignisse bestimmungswidrig und unbeabsichtigt in 
die Umwelt gelangen, diese Stoffe durch Niederschläge plötzlich 
abgeschwemmt werden oder in andere Grundstücke abdriften.

Bewusste Verstöße gegen Regelungen, die dem Umweltschutz dienen
A.3.5.4	� Nicht versichert sind Schäden, die Sie durch bewusste Verstöße 

gegen Gesetze, Verordnungen oder an Sie gerichtete behördliche 
Anordnungen oder Verfügungen, die dem Umweltschutz dienen, 
entstehen.

Vertragliche Ansprüche
A.3.5.5	� Nicht versichert sind Ansprüche, die auf Grund vertraglicher Ver-

einbarung oder Zusage über Ihre gesetzliche Verpflichtung hi
nausgehen.

A.3.6	 Sonstige Regelungen
		�  Es gelten die Regelungen B.1, C.1, D.1, D.2, D.3.1 und D.3.2 

entsprechend.

B 	 Beginn des Vertrags
		�  Der Versicherungsvertrag kommt dadurch zustande, dass wir Ih-

ren Antrag annehmen. Regelmäßig geschieht dies durch Zugang 
des Versicherungsscheins.

B.1	 Wann beginnt der Versicherungsschutz?
		�  Der Versicherungsschutz beginnt erst, wenn Sie den in Ihrem Ver-

sicherungsschein genannten fälligen Beitrag gezahlt haben, je-
doch nicht vor dem vereinbarten Zeitpunkt. Zahlen Sie den ersten 
oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, richten sich die Folgen 
nach C.1.2 und C.1.3.

C	 Beitragszahlung
C.1	 Zahlung des ersten oder einmaligen Beitrags
Rechtzeitige Zahlung
C.1.1	� Der im Versicherungsschein genannte erste oder einmalige Bei-

trag wird sofort nach Zugang des Versicherungsscheins, frühes-
tens aber zum Versicherungsbeginn fällig. Sie haben diesen Bei-
trag dann unverzüglich zu zahlen.

Nicht rechtzeitige Zahlung
C.1.2	� Zahlen Sie den ersten oder einmaligen Beitrag nicht rechtzeitig, 

haben Sie von Anfang an keinen Versicherungsschutz, es sei 
denn, Sie haben die Nichtzahlung oder verspätete Zahlung nicht 
zu vertreten. Haben Sie die nicht rechtzeitige Zahlung jedoch zu 
vertreten, beginnt der Versicherungsschutz erst ab der Zahlung.

C.1.3	� Außerdem können wir vom Vertrag zurücktreten, solange der Bei-
trag nicht gezahlt ist. Der Rücktritt ist ausgeschlossen, wenn Sie 
die verspätete Zahlung nicht zu vertreten haben. Nach dem Rück-
tritt können wir von Ihnen eine Geschäftsgebühr verlangen. Diese 
beträgt 15 % des Jahresbeitrags für jeden angefangenen Monat 
ab dem beantragten Beginn des Versicherungsschutzes bis zu un-
serem Rücktritt, jedoch höchstens 40 % des Jahresbeitrags.

D	� Welche Pflichten haben Sie beim Gebrauch des 
Fahrzeugs?

D.1	 In der Kfz-Haftpflichtversicherung
Vereinbarter Verwendungszweck
D.1.1	� Das Fahrzeug darf nur zu dem im Versicherungsvertrag angege-

benen Zweck verwendet werden (siehe Anhang Fahrzeuge mit 
Versicherungskennzeichen).

Berechtigter Fahrer
D.1.2	� Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht 

werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und 
Willen des Verfügungsberechtigten gebraucht. Außerdem dürfen 
Sie, der Halter oder der Eigentümer des Fahrzeugs es nicht wis-
sentlich ermöglichen, dass das Fahrzeug von einem unberechtig-
ten Fahrer gebraucht wird.

Fahren mit Fahrerlaubnis
D.1.3	� Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen We-

gen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benut-
zen. Außerdem dürfen Sie, der Halter oder der Eigentümer das 
Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzen lassen, der nicht die 
erforderliche Fahrerlaubnis hat.

Alkohol und andere berauschende Mittel
D.1.4	� Das Fahrzeug darf nicht gefahren werden, wenn der Fahrer durch 

alkoholische Getränke oder andere berauschende Mittel nicht in 
der Lage ist, das Fahrzeug sicher zu führen. Außerdem dürfen Sie, 
der Halter oder der Eigentümer des Fahrzeugs dieses nicht von ei-
nem Fahrer fahren lassen, der durch alkoholische Getränke oder 
andere berauschende Mittel nicht in der Lage ist, das Fahrzeug 
sicher zu führen.

		�  Hinweis: Auch in der Kaskoversicherung besteht für solche Fahr-
ten nach A.2.15.1 kein oder eingeschränkter Versicherungsschutz.

Nicht genehmigte Rennen
D.1.5	� Das Fahrzeug darf nicht zu Fahrtveranstaltungen und den dazu-

gehörigen Übungsfahrten verwendet werden, bei denen es auf Er-
zielung einer Höchstgeschwindigkeit ankommt und die behördlich 
nicht genehmigt sind.
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		�  Hinweis: Behördlich genehmigte kraftfahrt-sportliche Veranstal-

tungen sind vom Versicherungsschutz gemäß A.1.5.2 ausge-
schlossen. Auch in der Kaskoversicherung besteht für Fahrten, bei 
denen es auf die Erzielung einer Höchstgeschwindigkeit ankommt, 
nach A.2.15.3 kein Versicherungsschutz.

D.2	� In der Teilkaskoversicherung
Vereinbarter Verwendungszweck
D.2.1	� Das Fahrzeug darf nur zu dem im Versicherungsschein angege-

benen Zweck verwendet werden (siehe Anhang Fahrzeuge mit 
Versicherungskennzeichen).

Berechtigter Fahrer
D.2.2	� Das Fahrzeug darf nur von einem berechtigten Fahrer gebraucht 

werden. Berechtigter Fahrer ist, wer das Fahrzeug mit Wissen und 
Willen des Verfügungsberechtigten gebraucht. Außerdem dürfen 
Sie, der Halter oder der Eigentümer des Fahrzeugs es nicht wis-
sentlich ermöglichen, dass das Fahrzeug von einem unberechtig-
ten Fahrer gebraucht wird.

Fahren mit Fahrerlaubnis
D.2.3	� Der Fahrer des Fahrzeugs darf das Fahrzeug auf öffentlichen We-

gen oder Plätzen nur mit der erforderlichen Fahrerlaubnis benut-
zen. Außerdem dürfen Sie, der Halter oder der Eigentümer das 
Fahrzeug nicht von einem Fahrer benutzen lassen, der nicht die 
erforderliche Fahrerlaubnis hat.

D.3	 Welche Folgen hat eine Verletzung dieser Pflichten?
Leistungsfreiheit bzw. Leistungskürzung
D.3.1	� Verletzen Sie vorsätzlich eine Ihrer in D.1 und D.2 geregelten 

Pflichten, haben Sie keinen Versicherungsschutz. Verletzen Sie Ih-
re Pflichten grob fahrlässig, sind wir berechtigt, unsere Leistung in 
einem der Schwere Ihres Verschuldens entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen. Weisen Sie nach, dass Sie die Pflicht nicht grob fahrläs-
sig verletzt haben, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

		�  Aufgrund einer Verletzung der Pflicht aus D.1.4 Satz 2 werden wir 
Ihnen gegenüber von unserer Leistungspflicht im Rahmen der Kfz-
Haftpflichtversicherung nicht ganz oder teilweise frei, soweit Sie 
durch den Versicherungsfall als Fahrzeuginsasse, der das Fahr-
zeug nicht geführt hat, einen Personenschaden erlitten haben. In 
Betracht kommende Schadenersatzansprüche können jedoch ge-
kürzt werden oder entfallen, wenn und soweit Ihnen ein eigenes 
Verschulden an dem erlittenen Personenschaden zur Last fällt.

D.3.2	� Abweichend von D.3.1 sind wir zur Leistung verpflichtet, soweit die 
Pflichtverletzung weder für den Eintritt des Versicherungsfalls 
noch für den Umfang unserer Leistungspflicht ursächlich ist. Dies 
gilt nicht, wenn Sie die Pflicht arglistig verletzen.

Beschränkung der Leistungsfreiheit in der Kfz-Haftpflichtversicherung
D.3.3	� In der Kfz-Haftpflichtversicherung ist die sich aus D.3.1 ergebende 

Leistungsfreiheit bzw. Leistungskürzung Ihnen und den mitversi-
cherten Personen gegenüber auf den Betrag von höchstens je 
5.000 EUR beschränkt. Außerdem gelten anstelle der vereinbar-
ten Versicherungssummen die in Deutschland geltenden Mindest-
versicherungssummen.

		�  Satz 1 und 2 gelten entsprechend, wenn wir wegen einer von Ih-
nen vorgenommenen Gefahrerhöhung (§§ 23, 26 Versicherungs-
vertragsgesetz) vollständig oder teilweise leistungsfrei sind.

D.3.4	� Gegenüber einem Fahrer, der das Fahrzeug durch eine vorsätzlich 
begangene Straftat erlangt, sind wir vollständig von der Verpflich-
tung zur Leistung frei.

E	 Welche Pflichten haben Sie im Schadenfall?
E.1	 Bei allen Versicherungsarten
Anzeigepflicht
E.1.1	� Sie sind verpflichtet, uns jedes Schadenereignis, das zu einer 

Leistung durch uns führen kann, innerhalb einer Woche anzuzei-
gen.

E.1.2	� Ermittelt die Polizei, die Staatsanwaltschaft oder eine andere Be-
hörde im Zusammenhang mit dem Schadenereignis, sind Sie ver-
pflichtet, uns dies und den Fortgang des Verfahrens (z. B. Strafbe-
fehl, Bußgeldbescheid) unverzüglich anzuzeigen, auch wenn Sie 
uns das Schadenereignis bereits gemeldet haben.

Aufklärungspflicht
E.1.3	� Sie sind verpflichtet, alles zu tun, was der Aufklärung des Scha-

denereignisses dienen kann. Dies bedeutet insbesondere, dass 
Sie unsere Fragen zu den Umständen des Schadenereignisses 
wahrheitsgemäß und vollständig beantworten müssen und den 
Unfallort nicht verlassen dürfen, ohne die erforderlichen Feststel-
lungen zu ermöglichen.

		�  Sie haben unsere für die Aufklärung des Schadenereignisses er-
forderlichen Weisungen zu befolgen.

Schadenminderungspflicht
E.1.4	� Sie sind verpflichtet, bei Eintritt des Schadenereignisses nach 

Möglichkeit für die Abwendung und Minderung des Schadens zu 
sorgen.

		�  Sie haben hierbei unsere Weisungen, soweit für Sie zumutbar, zu 
befolgen.

E.2	 Zusätzlich in der Kfz-Haftpflichtversicherung
Bei außergerichtlich geltend gemachten Ansprüchen
E.2.1	� Werden gegen Sie Ansprüche geltend gemacht, sind Sie verpflich-

tet, uns dies innerhalb einer Woche nach der Erhebung des An-
spruchs anzuzeigen.

Anzeige von Kleinschäden
E.2.2	� Wenn Sie einen Sachschaden, der voraussichtlich nicht mehr als 

500 EUR beträgt, selbst regulieren oder regulieren wollen, müssen 
Sie uns den Schadenfall erst anzeigen, wenn Ihnen die Selbstre-
gulierung nicht gelingt.

Bei gerichtlich geltend gemachten Ansprüchen
E.2.3	� Wird ein Anspruch gegen Sie gerichtlich geltend gemacht (z. B. 

Klage, Mahnbescheid), haben Sie uns dies unverzüglich anzuzei-
gen.

E.2.4	� Sie haben uns die Führung des Rechtsstreits zu überlassen. Wir 
sind berechtigt, auch in Ihrem Namen einen Rechtsanwalt zu be-
auftragen, dem Sie Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte 
erteilen und angeforderte Unterlagen zur Verfügung stellen müs-
sen.

Bei drohendem Fristablauf
E.2.5	� Wenn Ihnen bis spätestens zwei Tage vor Fristablauf keine Wei-

sung von uns vorliegt, müssen Sie gegen einen Mahnbescheid 
oder einen Bescheid einer Behörde fristgerecht den erforderlichen 
Rechtsbehelf einlegen.

E.3	 Zusätzlich in der Teilkaskoversicherung
Anzeige des Versicherungsfalls bei Entwendung des Fahrzeugs
E.3.1	� Bei Entwendung des Fahrzeugs sind Sie abweichend von E.1.1 

verpflichtet, uns dies unverzüglich in Schriftform anzuzeigen. Ihre 
Schadenanzeige muss von Ihnen unterschrieben sein.

Einholen unserer Weisung 
E.3.2	� Vor Beginn der Verwertung oder der Reparatur des Fahrzeugs ha-

ben Sie unsere Weisungen einzuholen, soweit die Umstände dies 
gestatten, und diese zu befolgen, soweit Ihnen dies zumutbar ist.

Anzeige bei der Polizei
E.3.3	� Übersteigt ein Entwendungs-, Brand- oder Wildschaden den Be-

trag von 500 EUR, sind Sie verpflichtet, das Schadenereignis der 
Polizei unverzüglich anzuzeigen.

E.4		�  Zusätzlich in der Kfz-Umweltschadensversicherung
Besondere Anzeigepflicht
E.4.1	� Sie sind verpflichtet, uns jedes Schadenereignis, das zu einer 

Leistung nach dem USchadG führen könnte, – soweit zumutbar – 
sofort anzuzeigen, auch wenn noch keine Sanierungs- oder 
Kostentragungsansprüche erhoben worden sind.

E.4.2	� Ferner sind Sie verpflichtet, uns jeweils unverzüglich und umfas-
send zu informieren über:

		  –	�die Ihnen gemäß § 4 USchadG obliegende Information an die 
zuständige Behörde,

		  –	�behördliches Tätigwerden wegen der Vermeidung oder Sanie-
rung eines Umweltschadens Ihnen gegenüber,

		  –	�die Erhebung von Ansprüchen auf Ersatz der einem Dritten ent-
standenen Aufwendungen zur Vermeidung, Begrenzung oder 
Sanierung eines Umweltschadens,

		  –	�den Erlass eines Mahnbescheids,
		  –	�eine gerichtliche Streitverkündung,
		  –	�die Einleitung eines staatsanwaltlichen, behördlichen oder ge-

richtlichen Verfahrens.
E.4.3	� Sie müssen nach Möglichkeit für die Abwendung und Minderung 

des Schadens sorgen. Unsere Weisungen sind zu befolgen, so-
weit es für Sie zumutbar ist. Sie haben uns ausführliche und wahr-
heitsgemäße Schadenberichte zu erstatten und uns bei der Scha-
denermittlung und -regulierung zu unterstützen. Alle Umstände, 
die nach unserer Ansicht für die Bearbeitung des Schadens wich-
tig sind, müssen Sie uns mitteilen sowie alle dafür angeforderten 
Schriftstücke übersenden.

E.4.4	� Maßnahmen und Pflichten im Zusammenhang mit Umweltschä-
den sind unverzüglich mit uns abzustimmen.

E.4.5	� Gegen einen Mahnbescheid oder einen Verwaltungsakt im Zu-
sammenhang mit Umweltschäden müssen Sie fristgemäß Wider-
spruch oder die sonst erforderlichen Rechtsbehelfe einlegen. Ei-
ner Weisung durch uns bedarf es nicht.

E.4.6	� Im Widerspruchsverfahren oder einem gerichtlichen Verfahren 
wegen eines Umweltschadens haben Sie uns die Führung des 
Verfahrens zu überlassen. Im Falle des gerichtlichen Verfahrens 
beauftragen wir einen Rechtsanwalt in Ihrem Namen. Sie müssen 
dem Rechtsanwalt Vollmacht sowie alle erforderlichen Auskünfte 
erteilen und die angeforderten Unterlagen zur Verfügung stellen.
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E.5	 Welche Folgen hat eine Verletzung dieser Pflichten?
Leistungsfreiheit bzw. Leistungskürzung
E.5.1	� Verletzen Sie vorsätzlich eine Ihrer in E.1 bis E.4 geregelten Pflich-

ten, haben Sie keinen Versicherungsschutz. Verletzen Sie Ihre 
Pflichten grob fahrlässig, sind wir berechtigt, unsere Leistung in ei-
nem der Schwere Ihres Verschuldens entsprechenden Verhältnis 
zu kürzen. Weisen Sie nach, dass Sie die Pflicht nicht grob fahrläs-
sig verletzt haben, bleibt der Versicherungsschutz bestehen.

E.5.2	� Abweichend von E.5.1 sind wir zur Leistung verpflichtet, soweit Sie 
nachweisen, dass die Pflichtverletzung weder für die Feststellung 
des Versicherungsfalls noch für die Feststellung oder den Umfang 
unserer Leistungspflicht ursächlich war. Dies gilt nicht, wenn Sie 
die Pflicht arglistig verletzen.

Beschränkung der Leistungsfreiheit in der Kfz-Haftpflichtversicherung
E.5.3	� In der Kfz-Haftpflichtversicherung ist die sich aus E.5.1 ergebende 

Leistungsfreiheit bzw. Leistungskürzung Ihnen und den mitversi-
cherten Personen gegenüber auf den Betrag von höchstens je 
2.500 EUR beschränkt.

E.5.4	� Haben Sie die Aufklärungs- oder Schadenminderungspflicht nach 
E.1.3 und E.1.4 vorsätzlich und in besonders schwerwiegender 
Weise verletzt (insbesondere bei unerlaubtem Entfernen vom Un-
fallort, unterlassener Hilfeleistung, bewusst wahrheitswidrigen An-
gaben uns gegenüber), erweitert sich die Leistungsfreiheit auf ei-
nen Betrag von höchstens je 5.000 EUR.

Vollständige Leistungsfreiheit in der Kfz-Haftpflichtversicherung
E.5.5	� Verletzen Sie Ihre Pflichten in der Absicht, sich oder einem ande-

ren dadurch einen rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verschaf-
fen, sind wir von unserer Leistungspflicht hinsichtlich des erlangten 
Vermögensvorteils vollständig frei.

Besonderheiten in der Kfz-Haftpflichtversicherung bei Rechtsstreitig-
keiten
E.5.6	� Verletzen Sie vorsätzlich Ihre Anzeigepflicht nach E.2.1 oder E.2.3 

oder Ihre Pflicht nach E.2.4 und führt dies zu einer rechtskräftigen 
Entscheidung, die über den Umfang der nach Sach- und Rechtsla-
ge geschuldeten Entschädigung erheblich hinausgeht, sind wir au-
ßerdem von unserer Leistungspflicht hinsichtlich des von uns zu 
zahlenden Mehrbetrags vollständig frei. Bei grob fahrlässiger Ver-
letzung dieser Pflichten sind wir berechtigt, unsere Leistung hin-
sichtlich dieses Mehrbetrags in einem der Schwere Ihres 
Verschuldens entsprechenden Verhältnis zu kürzen.

Mindestversicherungssummen
E.5.7	� Verletzen Sie in der Kfz-Haftpflichtversicherung Ihre Pflichten nach 

E.1 und E.2 gelten anstelle der vereinbarten Versicherungssum-
men die in Deutschland geltenden Mindestversicherungssummen.

E.5.8	 Kfz-Umweltschadensversicherung
		  Es gelten die Regelungen E.5.1, E.5.2, E.5.6 entsprechend.

F	� Rechte und Pflichten der mitversicherten 
Personen

Pflichten mitversicherter Personen
F.1		�  Für mitversicherte Personen finden die Regelungen zu Ihren 

Pflichten sinngemäße Anwendung.
Ausübung der Rechte
F.2		�  Die Ausübung der Rechte der versicherten Personen aus dem 

Versicherungsvertrag steht nur Ihnen als Versicherungsnehmer 
zu, soweit nichts anderes geregelt ist. Eine andere Regelung ist, 
das Geltendmachen von Ansprüchen in der Kfz-Haftpflichtversi-
cherung nach A.1.2.

Auswirkungen einer Pflichtverletzung auf mitversicherte Personen
F.3		�  Sind wir Ihnen gegenüber von der Verpflichtung zur Leistung frei, 

so gilt dies auch gegenüber allen mitversicherten Personen.
		�  Eine Ausnahme hiervon gilt in der Kfz-Haftpflichtversicherung: 

Mitversicherten Personen gegenüber können wir uns auf die Leis-
tungsfreiheit nur berufen, wenn die der Leistungsfreiheit zugrunde 
liegenden Umstände in der Person des Mitversicherten vorliegen 
oder wenn diese Umstände der mitversicherten Person bekannt 
oder infolge grober Fahrlässigkeit nicht bekannt waren. Sind wir 
zur Leistung verpflichtet, gelten anstelle der vereinbarten Versi-
cherungssummen die in Deutschland geltenden gesetzlichen Min-
destversicherungssummen. Entsprechendes gilt, wenn wir trotz 
Beendigung des Versicherungsverhältnisses noch gegenüber 
dem geschädigten Dritten Leistungen erbringen. Der Rückgriff ge-
gen Sie bleibt auch in diesen Ausnahmefällen bestehen.

G	� Laufzeit und Kündigung des Vertrags, 
Veräußerung des Fahrzeugs

G.1	� Wie lange läuft der Versicherungsvertrag?
Vertragsdauer
G.1.1	� Die Laufzeit Ihres Vertrags ergibt sich aus Ihrem Versicherungsschein.
Versicherungskennzeichen 
G.1.2	� Der Versicherungsvertrag für ein Fahrzeug, das ein Versiche-

rungskennzeichen führen muss (z. B. Mofa), endet mit dem Ablauf 
des Verkehrsjahres, ohne dass es einer Kündigung bedarf. Das 
Verkehrsjahr läuft vom 1. März bis Ende Februar des Folgejahres.

Verträge mit einer Laufzeit unter einem Jahr
G.1.3	� Ist die Laufzeit ausdrücklich mit weniger als einem Jahr vereinbart, 

endet der Vertrag zu dem vereinbarten Zeitpunkt, ohne dass es ei-
ner Kündigung bedarf.

G.2	� Wann und aus welchem Anlass können Sie den 
Versicherungsvertrag kündigen?

Kündigung nach einem Schadenereignis
G.2.1	� Nach dem Eintritt eines Schadenereignisses können Sie den Ver-

trag kündigen. Die Kündigung muss uns innerhalb eines Monats 
nach Beendigung der Verhandlungen über die Entschädigung zu-
gehen oder innerhalb eines Monats zugehen, nachdem wir in der 
Kfz-Haftpflichtversicherung unsere Leistungspflicht anerkannt 
oder zu Unrecht abgelehnt haben. Das Gleiche gilt, wenn wir Ihnen 
in der Kfz-Haftpflichtversicherung die Weisung erteilen, es über 
den Anspruch des Dritten zu einem Rechtsstreit kommen zu las-
sen. Außerdem können Sie in der Kfz-Haftpflichtversicherung den 
Vertrag bis zum Ablauf eines Monats seit der Rechtskraft des im 
Rechtsstreit mit dem Dritten ergangenen Urteils kündigen.

G.2.2	� Sie können bestimmen, ob die Kündigung sofort oder zu einem 
späteren Zeitpunkt, spätestens jedoch zum Ablauf des Vertrags, 
wirksam werden soll.

Kündigung bei Veräußerung oder Zwangsversteigerung des Fahrzeugs
G.2.3	� Veräußern Sie das Fahrzeug oder wird es zwangsversteigert, geht 

der Vertrag nach G.7 auf den Erwerber über. Der Erwerber ist be-
rechtigt, den Vertrag innerhalb eines Monats nach dem Erwerb zu 
kündigen. Der Erwerber kann bestimmen, ob der Vertrag mit sofor-
tiger Wirkung oder zum Ablauf des Vertrags endet.

G.3	� Wann und aus welchem Anlass können wir den 
Versicherungsvertrag kündigen?

Kündigung nach einem Schadenereignis
G.3.1	� Nach dem Eintritt eines Schadenereignisses können wir den Ver-

trag kündigen. Die Kündigung muss Ihnen innerhalb eines Monats 
nach Beendigung der Verhandlungen über die Entschädigung 
oder innerhalb eines Monats zugehen, nachdem wir in der Kfz-
Haftpflichtversicherung unsere Leistungspflicht anerkannt oder zu 
Unrecht abgelehnt haben. Das Gleiche gilt, wenn wir Ihnen in der 
Kfz-Haftpflichtversicherung die Weisung erteilen, es über den An-
spruch des Dritten zu einem Rechtsstreit kommen zu lassen. Au-
ßerdem können wir in der Kfz-Haftpflichtversicherung den Vertrag 
bis zum Ablauf eines Monats seit der Rechtskraft des im Rechts-
streit mit dem Dritten ergangenen Urteils kündigen. Unsere Kündi-
gung wird einen Monat nach ihrem Zugang bei Ihnen wirksam.

Kündigung bei Verletzung Ihrer Pflichten bei Gebrauch des Fahrzeugs
G.3.2	� Haben Sie eine Ihrer Pflichten bei Gebrauch des Fahrzeugs nach 

D verletzt, können wir innerhalb eines Monats, nachdem wir von 
der Verletzung Kenntnis erlangt haben, den Vertrag mit sofortiger 
Wirkung kündigen. Dies gilt nicht, wenn Sie nachweisen, dass Sie 
die Pflicht weder vorsätzlich noch grob fahrlässig verletzt haben.

G.4	 Kündigung einzelner Versicherungsarten
G.4.1	� Die Kfz-Haftpflicht-, Teilkasko- und Kfz-Umweltschadensversiche-

rung sind jeweils rechtlich selbstständige Verträge. Die Kündigung 
eines dieser Verträge berührt das Fortbestehen anderer nicht. Ab-
weichend hiervon enden bei einer Kündigung der Kfz-Haftpflicht-
versicherung die anderen für das versicherte Fahrzeug bestehen-
den Versicherungen mit der Beendigung der Kfz-Haftpflichtversi-
cherung.

G.4.2	� Sie und wir sind berechtigt, bei Vorliegen eines Kündigungsanlas-
ses zu einem dieser Verträge die gesamte Kfz-Versicherung für 
das Fahrzeug zu kündigen.

G.4.3	� Kündigen wir von mehreren für das Fahrzeug abgeschlossenen 
Verträgen nur einen und teilen Sie uns innerhalb von zwei Wochen 
nach Zugang unserer Kündigung mit, dass Sie mit einer Fortset-
zung der anderen ungekündigten Verträge nicht einverstanden 
sind, gilt die gesamte Kfz-Versicherung für das Fahrzeug als ge-
kündigt. Dies gilt entsprechend für uns, wenn Sie von mehreren 
nur einen Vertrag kündigen.

G.5	 Form und Zugang der Kündigung
		�  Jede Kündigung muss in Textform (z. B. Brief, Fax oder E-Mail) er-

folgen und ist nur wirksam, wenn sie innerhalb der jeweiligen Frist 
zugeht.

G.6	 Beitragsabrechnung nach Kündigung
		�  Bei einer Kündigung vor Ablauf des Versicherungsjahres steht uns 

der auf die Zeit des Versicherungsschutzes entfallende Beitrag an-
teilig zu.
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G.7	� Was ist bei Veräußerung des Fahrzeugs zu beachten?
 		�  Geben Sie bei Veräußerung Ihres Kraftfahrzeugs mit Versiche-

rungskennzeichen dem Erwerber Versicherungsschein und Versi-
cherungskennzeichen, denn nach den gesetzlichen Bestimmun-
gen geht die Versicherung auf den Erwerber über. Die Veräuße-
rung ist dem Versicherer unverzüglich anzuzeigen. Will der 
Erwerber die Versicherung nicht übernehmen, so lassen Sie sich 
seine Kündigung aushändigen, und reichen Sie diese zusammen 
mit dem Versicherungsschein und dem Versicherungskennzei-
chen an uns weiter; ausgezahlte Beträge werden Ihnen dann er-
stattet.

G.8	 Wagniswegfall (z. B. durch Fahrzeugverschrottung)
		�  Bei dauerndem Wegfall des Kraftfahrzeuges genügt die Rückgabe 

des Versicherungsscheins und des Versicherungskennzeichens; 
überzahlte Beiträge werden Ihnen dann erstattet.

H	� Außerbetriebsetzung
		�  Bei Außerbetriebsetzung verbleibt das Kennzeichen am Fahr-

zeug. Eine Rückerstattung des Beitrags erfolgt nicht.

I	 entfällt

J	 entfällt

K	� Beitragsänderung aufgrund eines bei Ihnen 
eingetretenen Umstands

K.1		�  Änderung von Merkmalen zur Beitragsberechnung
Welche Änderungen werden berücksichtigt?
K.1.1	� Ändert sich während der Laufzeit des Vertrags ein im Versiche-

rungsschein aufgeführtes Merkmal zur Beitragsberechnung, be-
rechnen wir den Beitrag neu. Dies kann zu einer Beitragssenkung 
oder zu einer Beitragserhöhung führen. Merkmale zur Beitragsbe-
rechnung sind Umstände, die wir mit Ihnen im Versicherungsver-
trag vereinbaren und die wir im Versicherungsschein ausweisen. 
Unterlassen Sie Angaben zu den Merkmalen zur Beitragsberech-
nung, wird der Beitrag in Bezug auf diese Merkmale zur Beitrags-
berechnung zu den für Sie ungünstigsten Annahmen berechnet.

Auswirkung auf den Beitrag
K.1.2	 Der neue Beitrag gilt ab dem Tag der Änderung.
K.1.3	� Auf die Beitragsberechnung wirken sich nicht aus, Fahrten, die von 

Kaufinteressenten, Angestellten eines Kfz-Reparaturbetriebs, Ho-
telangestellten in Ausübung ihres Dienstes oder von anderen Per-
sonen auf Grund einer Notfallsituation unternommen werden. In 
diesen Fällen besteht auch keine Mitteilungspflicht.

K.2		�  Ihre Mitteilungspflichten zu den Merkmalen zur Beitrags
berechnung

Anzeige von Änderungen
K.2.1	� Die Änderung eines im Versicherungsschein aufgeführten Merk-

mals zur Beitragsberechnung müssen Sie uns unverzüglich anzei-
gen.

Überprüfung der Merkmale zur Beitragsberechnung
K.2.2	� Wir sind berechtigt zu überprüfen, ob die bei Ihrem Vertrag berück-

sichtigten Merkmale zur Beitragsberechnung zutreffen. Auf Anfor-
derung haben Sie uns entsprechende Bestätigungen oder Nach-
weise vorzulegen.

Folgen von unzutreffenden Angaben
K.2.3	� Haben Sie unzutreffende Angaben zu Merkmalen zur Beitragsbe-

rechnung gemacht oder Änderungen nicht angezeigt, gilt rückwir-
kend ab Beginn des laufenden Versicherungsjahrs der Beitrag, der 
den tatsächlichen Merkmalen zur Beitragsberechnung entspricht.

K.2.4	� Haben Sie vorsätzlich unzutreffende Angaben gemacht oder Än-
derungen vorsätzlich nicht angezeigt und ist deshalb ein zu niedri-
ger Beitrag berechnet worden, ist zusätzlich zur Beitragserhöhung 
eine Vertragsstrafe in Höhe eines Jahresbeitrags für die laufende 
Versicherungsperiode unter Berücksichtigung der tatsächlichen 
Merkmale zur Beitragsberechnung zu zahlen.

Folgen von Nichtangaben
K.2.5	� Kommen Sie unserer Aufforderung schuldhaft nicht nach, Bestäti-

gungen oder Nachweise vorzulegen, sind wir berechtigt, den Bei-
trag rückwirkend ab Beginn des laufenden Versicherungsjahres 
nach den für Sie ungünstigsten Annahmen zu berechnen, 

		  –	�wenn wir Sie in Textform auf den dann zu zahlenden Beitrag und 
die dabei zugrunde gelegten Annahmen hingewiesen haben;

		  –	�und Sie auch innerhalb einer von uns gesetzten Antwortfrist von 
mindestens 4 Wochen die zur Überprüfung der Beitragsrech-
nung angeforderten Bestätigungen  oder Nachweise nicht nach-
reichen.

L	 Meinungsverschiedenheiten und Gerichtsstände
L.1		  Wenn Sie mit uns einmal nicht zufrieden sind
Versicherungsombudsmann
L.1.1	� Wenn Sie als Verbraucher mit unserer Entscheidung nicht zufrie-

den sind oder eine Verhandlung mit uns einmal nicht zu dem von 
Ihnen gewünschten Ergebnis geführt hat, können Sie sich an den 
Ombudsmann für Versicherungen wenden (Ombudsmann e.V., 
Postfach 080632, 10006 Berlin, E-Mail: beschwerde@versiche-
rungsombudsmann.de; Tel.: 0800 3696000; Fax 0800 3699000. 
Der Ombudsmann für Versicherungen ist eine unabhängige und 
für Verbraucher kostenfrei arbeitende Schlichtungsstelle. Voraus-
setzung für das Schlichtungsverfahren vor dem Ombudsmann ist 
aber, dass Sie uns zunächst die Möglichkeit gegeben haben, un-
sere Entscheidung zu überprüfen.

Versicherungsaufsicht
L.1.2	� Sind Sie mit unserer Betreuung nicht zufrieden oder treten Mei-

nungsverschiedenheiten bei der Vertragsabwicklung auf, können 
Sie sich auch an die für uns zuständige Aufsicht wenden. Als Ver-
sicherungsunternehmen unterliegen wir der Aufsicht der Bundes-
anstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (BAFin), Sektor Versiche-
rungsaufsicht, Graurheindorfer Straße 108, 53117 Bonn; E-Mail: 
poststelle@bafin.de; Tel.: 0228 4108-0; Fax 0228 4108-1550. Bitte 
beachten Sie, dass die BAFin keine Schiedsstelle ist und einzelne 
Streitfälle nicht verbindlich entscheiden kann.

Sachverständigenverfahren in der Kaskoversicherung
L.1.3	� Bei Meinungsverschiedenheiten über die Höhe des Schadens in 

der Kaskoversicherung können Sie nach A.2.16 einen Sachver-
ständigenausschuss entscheiden lassen.

L.2		  Gerichtsstände
Wenn Sie uns verklagen
L.2.1	� Ansprüche aus Ihrem Versicherungsvertrag können Sie insbeson-

dere bei folgenden Gerichten geltend machen:
		  –	�dem Gericht, das für Ihren Wohnsitz örtlich zuständig ist,
		  –	�dem Gericht, das für unseren Geschäftssitz oder für die Sie be-

treuende Niederlassung örtlich zuständig ist.
Wenn wir Sie verklagen
L.2.2	� Wir können Ansprüche aus dem Versicherungsvertrag insbeson-

dere bei folgenden Gerichten geltend machen:
		  –	�dem Gericht, das für Ihren Wohnsitz örtlich zuständig ist,
		  –	�dem Gericht des Ortes, an dem sich der Sitz oder die Niederlas-

sung Ihres Betriebs befindet, wenn Sie den Versicherungsver-
trag für Ihren Geschäfts- oder Gewerbebetrieb abgeschlossen 
haben.

Sie haben Ihren Wohnsitz oder Geschäftssitz ins Ausland verlegt
L.2.3	� Für den Fall, dass Sie Ihren Wohnsitz, Ihren gewöhnlichen Aufent-

halt oder Ihren Geschäftssitz außerhalb Deutschlands verlegt ha-
ben oder Ihr Wohnsitz, Geschäftssitz oder gewöhnlicher Aufent-
halt im Zeitpunkt der Klageerhebung nicht bekannt ist, gilt abwei-
chend der Regelungen nach L.2.2 das Gericht als vereinbart, das 
für unseren Geschäftssitz zuständig ist.

Anhang: �Fahrzeuge mit Versicherungskennzeichen
		�  Fahrzeuge, die ein Versicherungskennzeichen führen müssen, 

sind:
1.1		�  Fahrräder mit Hilfsmotor mit einem Hubraum von nicht mehr als 

50 ccm und einer Höchstgeschwindigkeit
		  –	�bis 45 km/h 
		  –	�bis 50 km/h, sofern sie bis zum 31. Dezember 2001 erstmals in 

Verkehr gekommen sind
		  –	�bis 60 km/h, sofern sie bis zum 29. Februar 1992 erstmals in Ver-

kehr gekommen sind
1.2		�  Kleinkrafträder (zweirädrig) mit einem Hubraum von nicht mehr als 

50 ccm und einer Höchstgeschwindigkeit
		  –	�bis 45 km/h 
		  –	�bis 50 km/h, sofern sie bis zum 31. Dezember 2001 erstmals in 

Verkehr gekommen sind
		  –	�bis 60 km/h, sofern sie bis zum 29. Februar 1992 erstmals in Ver-

kehr gekommen sind
1.3		�  vierrädrige Leichtkraftfahrzeuge mit einem Hubraum von nicht 

mehr als 50 ccm und einer Höchstgeschwindigkeit bis 45 km/h 
1.4		  motorisierte Krankenfahrstühle 
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Merkblatt zur Datenverarbeitung
Vorbemerkung
Versicherungen können heute ihre Aufgaben nur noch mithilfe der elektronischen Datenverarbeitung
(EDV) erfüllen. Nur so lassen sich Vertragsverhältnisse korrekt, schnell und wirtschaftlich abwickeln;
auch bietet die EDV einen besseren Schutz der Versichertengemeinschaft vor missbräuchlichen Hand-
lungen als die früher gebräuchlichen Verfahren. Die Verarbeitung der uns bekannt gegebenen Daten zu
Ihrer Person wird durch das Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) geregelt. Danach ist die Datenerhe-
bung, -verarbeitung und -nutzung zulässig, wenn das BDSG oder eine andere Rechtsvorschrift sie
erlaubt oder wenn der Betroffene eingewilligt hat. Das BDSG erlaubt die Datenerhebung, -verarbeitung
und -nutzung stets, wenn dies im Rahmen der Zweckbestimmung eines rechtsgeschäftlichen oder
rechtsgeschäftsähnlichen Schuldverhältnisses geschieht oder soweit es zur Wahrung berechtigter Inte-
ressen der Daten verarbeitenden Stelle erforderlich ist und kein Grund zu der Annahme besteht, dass
das schutzwürdige Interesse des Betroffenen am Ausschluss der Verarbeitung oder Nutzung überwiegt.

Einwilligungserklärung
Unabhängig von dieser im Einzelfall vorzunehmenden Interessenabwägung und im Hinblick auf eine
sichere Rechtsgrundlage für die Datenverarbeitung ist in Ihren Versicherungsantrag eine Einwilligungs-
erklärung nach dem BDSG aufgenommen worden. Diese gilt über die Beendigung des Versicherungs-
vertrages hinaus, endet jedoch – außer in der Lebens- und Unfallversicherung – schon mit Ablehnung
des Antrags oder durch Ihren jederzeit möglichen Widerruf. Wird die Einwilligungserklärung bei Antrag-
stellung ganz oder teilweise gestrichen, kommt es u. U. nicht zu einem Vertragsabschluss. Trotz Wider-
ruf oder ganz bzw. teilweise gestrichener Einwilligungserklärung kann eine Datenerhebung, -verarbei-
tung und -nutzung in dem begrenzten gesetzlich zulässigen Rahmen, wie in der Vorbemerkung
beschrieben, erfolgen.

Schweigepflichtentbindungserklärung
Daneben setzt auch die Übermittlung von Daten, die wie z. B. beim Arzt, einem Berufsgeheimnis unter-
liegen, eine spezielle Erlaubnis des Betroffenen (Schweigepflichtentbindung) voraus. In der Lebens-,
Kranken- und Unfallversicherung (Personenversicherung) ist daher im Antrag auch eine Schweigepflicht-
entbindungsklausel enthalten.

Im Folgenden wollen wir Ihnen einige wesentliche Beispiele für die Datenerhebung, -verarbeitung und
-nutzung nennen.

1. Datenspeicherung bei Ihrem Versicherer
Wir erheben und speichern Daten, die für den Versicherungsvertrag notwendig sind. Das sind zunächst
Ihre Angaben im Antrag (Antragsdaten). Weiter werden zum Vertrag versicherungstechnische Daten wie
Kundennummer (Partnernummer), Versicherungssumme, Versicherungsdauer, Beitrag, Bankverbindung
sowie erforderlichenfalls die Angaben eines Dritten, z. B. eines Vermittlers, eines Sachverständigen oder
eines Arztes geführt (Vertragsdaten). Bei einem Versicherungsfall speichern wir Ihre Angaben zum Scha-
den und ggf. auch Angaben von Dritten, wie z. B. den vom Arzt ermittelten Grad der Berufsunfähigkeit,
die Feststellung Ihrer Reparaturwerkstatt über einen Kfz-Totalschaden oder bei Ablauf einer Lebensver-
sicherung den Auszahlungsbetrag (Leistungsdaten).

2. Datenübermittlung an Rückversicherer
Im Interesse seiner Versicherungsnehmer wird ein Versicherer stets auf einen Ausgleich der von ihm
übernommenen Risiken achten. Deshalb geben wir in vielen Fällen einen Teil der Risiken an Rückversi-
cherer im In- und Ausland ab. Diese Rückversicherer benötigen entsprechende versicherungstechni-
sche Angaben von uns, wie Versicherungsnummer, Beitrag, Art des Versicherungsschutzes und des
Risikos und Risikozuschlags, sowie im Einzelfall auch Ihre Personalien. Soweit Rückversicherer bei der
Risiko- und Schadenbeurteilung mitwirken, werden ihnen auch die dafür erforderlichen Unterlagen zur
Verfügung gestellt.

In einigen Fällen bedienen sich Rückversicherer weiterer Rückversicherer, denen sie ebenfalls entspre-
chende Daten übergeben.

3. Datenübermittlung an andere Versicherer
Nach dem Versicherungsvertragsgesetz hat der Versicherte bei Antragstellung, bei jeder Vertragsände-
rung und im Schadenfall dem Versicherer alle für die Einschätzung des Wagnisses und die Schadenab-
wicklung wichtigen Umstände anzugeben. Hierzu gehören z. B. frühere Krankheiten und Versicherungs-
fälle oder Mitteilungen über gleichartige andere Versicherungen (beantragte, bestehende, abgelehnte
oder gekündigte). Um Versicherungsmissbrauch zu verhindern, eventuelle Widersprüche in den Anga-
ben des Versicherten aufzuklären oder um Lücken bei den Feststellungen zum entstandenen Schaden
zu schließen, kann es erforderlich sein, andere Versicherer um Auskunft zu bitten oder entsprechende
Auskünfte auf Anfragen zu erteilen.

Auch sonst bedarf es in bestimmten Fällen (Doppelversicherungen, gesetzlicher Forderungsübergang
sowie bei Teilungsabkommen) eines Austausches von personenbezogenen Daten unter den Versiche-
rern. Dabei werden Daten des Betroffenen weitergegeben, wie Name und Anschrift, Kfz-Kennzeichen,
Art des Versicherungsschutzes und des Risikos oder Angaben zum Schaden, wie Schadenhöhe und
Schadentag.

4. Hinweis- und Informationssystem (HIS)
Die informa IRFP GmbH betreibt das Hinweis- und Informationssystem der Versicherungswirtschaft
(HIS). An das HIS melden wir – ebenso wie andere Versicherungsunternehmen – erhöhte Risiken sowie
Auffälligkeiten, die auf Versicherungsbetrug hindeuten könnten und daher einer näheren Prüfung
bedürfen.

Eine detaillierte Beschreibung des HIS finden Sie im Internet unter: www.informa-irfp.de

- Schaden -

Die Meldung ist bei Antragstellung oder im Schadenfall möglich und kann eine Person oder eine Sache,
z. B. ein Kfz, betreffen. Eine Meldung zur Person ist möglich, wenn ungewöhnlich oft Schäden gemeldet
werden oder z. B. das Schadenbild mit der Schadenschilderung nicht in Einklang zu bringen ist.

Die Versicherer müssen im Schadenfall wissen, ob ein Fahrzeug schwerwiegende oder unreparierte
Vorschäden hatte oder sogar schon einmal als gestohlen gemeldet wurde. Aus diesem Grund melden
wir Fahrzeuge an das HIS, wenn diese einen Totalschaden haben, gestohlen worden sind sowie im
Falle von Abrechnungen ohne Reparaturnachweis. Immobilien melden wir an das HIS, wenn wir eine
ungewöhnlich hohe Schadenhäufigkeit feststellen. Sollten wir Sie, Ihre Immobilie oder Ihr Fahrzeug an
das HIS melden, werden Sie in jedem Fall über die Einmeldung von uns benachrichtigt.

Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungsvertrages oder Regulierung eines
Schadens, richten wir Anfragen zur Person oder Sache (z. B. Kfz) an das HIS und speichern die Ergeb-
nisse der Anfragen. Im Schadenfall kann es nach einem Hinweis durch das HIS erforderlich sein,
genauere Angaben zum Sachverhalt von den Versicherern, die Daten an das HIS gemeldet haben, zu
erfragen. Auch diese Ergebnisse speichern wir, soweit sie für die Prüfung des Versicherungsfalles rele-
vant sind. Es kann auch dazu kommen, dass wir Anfragen anderer Versicherer in einem späteren Leis-
tungsfall beantworten und daher Auskunft über Ihren Schadenfall geben müssen.

- Rechtsschutz -

Verträge werden gemeldet, wenn ungewöhnlich häufig Rechtsschutzfälle gemeldet werden. Sollten wir
Sie an das HIS melden, werden wir Sie darüber benachrichtigen. Bei der Prüfung Ihres Antrags auf
Abschluss eines Versicherungsvertrages richten wir Anfragen zu Ihrer Person an das HIS und speichern
die Ergebnisse der Anfragen. Erhalten wir einen Hinweis auf risikoerhöhende Besonderheiten, kann es
sein, dass wir von Ihnen zusätzliche Informationen zu dem konkreten Grund der Meldung benötigen.

- Leben -

Verträge werden ab einer bestimmten Versicherungssumme bzw. Rentenhöhe gemeldet. Gemeldet
werden können außerdem das Bestehen weiterer risikoerhöhender bzw. für die Leistungsprüfung rele-
vanter Besonderheiten, die aber im Einzelnen nicht konkretisiert werden. Es werden keine Gesund-
heitsdaten an das HIS gemeldet. Sollten wir Sie an das HIS melden, werden wir Sie darüber benach-
richtigen.

Bei der Prüfung Ihres Antrags auf Abschluss eines Versicherungsvertrages richten wir Anfragen zu Ihrer
Person an das HIS und speichern die Ergebnisse der Anfragen. Erhalten wir einen Hinweis auf risikoer-
höhende Besonderheiten, kann es sein, dass wir von Ihnen zusätzliche Informationen zu dem konkreten
Grund der Meldung benötigen. Wenn Sie Leistungen aus dem Versicherungsvertrag beantragen, kön-
nen wir Anfragen an das HIS stellen. In diesem Fall kann es nach einem Hinweis durch das HIS erfor-
derlich sein, genauere Angaben zum Sachverhalt von den Versicherern, die Daten an das HIS gemeldet
haben, zu erfragen. Auch diese Ergebnisse speichern wir, soweit sie für die Prüfung des Versicherungs-
falles relevant sind. Es kann auch dazu kommen, dass wir Anfragen anderer Versicherer in einem späte-
ren Leistungsantrag beantworten und daher Auskunft geben müssen.

Werden im Zusammenhang mit unserer Nachfrage bei Ihnen oder bei anderen Versicherern
Gesundheitsdaten erhoben, erfolgt dies nur mit Ihrem ausdrücklichen Einverständnis oder – soweit
zulässig – auf gesetzlicher Grundlage.

5. Bonitätsprüfung
Bei Neukunden, mit denen wir noch keine Vertragsbeziehung unterhalten, führen wir vor Vertragsab-
schluss eine Bonitätsprüfung durch. Deren Zweck ist es, die Zahlungsfähigkeit des Antragstellers zu
überprüfen, um Kosten zu vermeiden, die bei Zahlungsunfähigkeit eines Kunden entstehen und letztlich
zu Lasten der Gemeinschaft aller Versicherten gehen würden. Wir holen diese Auskunft selbst ein oder
bedienen uns dazu folgender Auskunftei:

infoscore Consumer Data GmbH, Rheinstraße 99, 76532 Baden-Baden (infoscore)

Zur Bonitätsprüfung übermitteln wir an infoscore Ihre Antragsdaten (Name, Vorname, Geburtsdatum,
Adresse), um Verwechslungen ausschließen zu können. Diese Daten werden seitens infoscore nicht
gespeichert, sondern mit einem Datenpool abgeglichen, der Informationen aus dem Schuldnerverzeich-
nis, dem Verzeichnis über private Insolvenzen sowie weitere sonstige kreditrelevante Daten über Privat-
personen enthält.

6. Datenverarbeitung in und außerhalb der Unternehmensgruppe
Einzelne Versicherungsbranchen (z. B. Lebens-, Kranken-, Sachversicherung) und andere Finanzdienst-
leistungen, z. B. Kredite, Bausparen, Kapitalanlagen, Immobilien, werden durch rechtlich selbstständige
Unternehmen betrieben. Um den Kunden einen umfassenden Versicherungsschutz anbieten zu können,
arbeiten die Unternehmen häufig in Unternehmensgruppen zusammen.

Zur Kostenersparnis werden dabei einzelne Bereiche zentralisiert, wie das Inkasso oder die Datenverar-
beitung. So wird z. B. Ihre Adresse nur einmal gespeichert, auch wenn Sie Verträge mit verschiedenen
Unternehmen der Gruppe abschließen; und auch Ihre Versicherungsnummer, die Art der Verträge, ggf.
Ihr Geburtsdatum, Ihre Kontonummer und Bankleitzahl, d. h. Ihre allgemeinen Antrags-, Vertrags- und
Leistungsdaten, werden in einer zentralen Datensammlung geführt. Dabei sind die sog. Partnerdaten
(z. B. Name, Adresse, Kundennummer, Kontonummer, Bankleitzahl, bestehende Verträge) von allen
Unternehmen der Gruppe abfragbar. Auf diese Weise kann man eingehende Post immer richtig zu-
ordnen und bei telefonischen Anfragen sofort der zuständige Partner genannt werden. Auch Geld-
eingänge können so in Zweifelsfällen korrekt verbucht werden.

Die übrigen allgemeinen Antrags-, Vertrags- und Leistungsdaten sind dagegen nur von den Versiche-
rungsunternehmen der Gruppe abfragbar. Obwohl alle diese Daten nur zur Beratung und Betreuung
des jeweiligen Kunden durch die einzelnen Unternehmen verwendet werden, spricht das Gesetz auch
hier von „Datenübermittlung“, bei der die Vorschriften des BDSG zu beachten sind. Branchenspezifi-
sche Daten – wie z. B. Gesundheits- oder Bonitätsdaten – bleiben dagegen unter ausschließlicher Ver-
fügung der jeweiligen Unternehmen und der Württembergischen Gemeinde Versicherung a.G. zur
Wahrnehmung der eigenen und übertragener Funktionen. Für alle zugriffsberechtigten Mitarbeiter gelten
die gleichen Pflichten bei der Einhaltung des Datenschutzes und der Schweigepflicht.

Der WGV-Versicherungsgruppe gehören zurzeit folgende Unternehmen an:
Württembergische Gemeinde-Versicherung a.G.
WGV-Versicherung AG
WGV-Lebensversicherung AG
WGV Rechtsschutz-Schadenservice GmbH
WGV-Informatik und Media GmbH

Daneben arbeiten unsere Versicherungsunternehmen und Vermittler zur umfassenden Beratung und
Betreuung ihrer Kunden in weiteren Versicherungsangelegenheiten und Finanzdienstleistungen (z. B.
Krankenversicherungen, Bausparverträge, Kapitalanlagen, Kredite, Immobilien) auch mit anderen Versi-
cherungsunternehmen, Kreditinstituten, Bausparkassen, Kapitalanlage- und Immobiliengesellschaften
außerhalb der Gruppe zusammen.

Zurzeit kooperieren wir mit: Landesbausparkasse Baden-Württemberg
ROLAND Assistance GmbH
Sparkassen Pensionskasse AG
Süddeutsche Krankenversicherung a.G.

Die Zusammenarbeit besteht dabei in der gegenseitigen Vermittlung der jeweiligen Produkte und der
weiteren Betreuung der so gewonnenen Kunden. Für die Datenverarbeitung der vermittelnden Stelle
gelten die folgenden Ausführungen unter Punkt 7.

7. Betreuung durch Versicherungsvermittler
In Ihren Versicherungsangelegenheiten sowie im Rahmen des sonstigen Dienstleistungsangebots unse-
rer Unternehmensgruppe bzw. unserer Kooperationspartner werden Sie durch einen unserer Vermittler
betreut, der Sie mit Ihrer Einwilligung auch in sonstigen Finanzdienstleistungen berät. Vermittler in die-
sem Sinn sind neben Einzelpersonen auch Vermittlungsgesellschaften sowie im Rahmen der Zusam-
menarbeit bei Finanzdienstleistungen auch Kreditinstitute, Bausparkassen, Kapitalanlage- und Immobi-
liengesellschaften u. a.

Um seine Aufgaben ordnungsgemäß erfüllen zu können, erhält der Vermittler zu diesen Zwecken von
uns die für die Betreuung und Beratung notwendigen Angaben aus Ihren Antrags-, Vertrags- und Leis-
tungsdaten, z. B. Versicherungsnummer, Beiträge, Art des Versicherungsschutzes und des Risikos,
Zahl der Versicherungsfälle und Höhe von Versicherungsleistungen sowie von unseren Partnerunterneh-
men Angaben über andere finanzielle Dienstleistungen, z. B. Abschluss und Stand Ihres Bausparvertra-
ges. Ausschließlich zum Zweck von Vertragsanpassungen in der Personenversicherung können an den
Vermittler auch Gesundheitsdaten übermittelt werden.

Unsere Vermittler verarbeiten und nutzen selbst diese personenbezogenen Daten im Rahmen der
genannten Beratung und Betreuung des Kunden. Auch werden sie von uns über Änderungen der kun-
denrelevanten Daten informiert. Jeder Vermittler ist gesetzlich und vertraglich verpflichtet, die Bestim-
mungen des BDSG und seine besonderen Verschwiegenheitspflichten (z. B. Berufsgeheimnis und
Datengeheimnis) zu beachten.

8. Weitere Auskünfte und Erläuterungen
Sie haben nach dem BDSG unter anderem ein Recht auf Auskunft über Ihre bei uns gespeicherten
Daten, deren Verwendungszweck und deren Empfänger, sowie unter bestimmten Voraussetzungen ein
Recht auf Berichtigung, Sperrung oder Löschung dieser Daten. Sie können der Verwendung von Daten
zum Zweck der Werbung oder der Markt- oder Meinungsforschung jederzeit widersprechen.

Wegen eventueller weiterer Auskünfte und Erläuterungen wenden Sie sich bitte an den betrieblichen
Datenschutzbeauftragten Ihres Versicherers. Richten Sie auch ein etwaiges Verlangen auf Auskunft,
Berichtigung, Sperrung oder Löschung wegen der beim Rückversicherer gespeicherten Daten stets an
Ihren Versicherer.


